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Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM) ist eine wissenschaftlich-technische 
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundeministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz.  
 
Die Aufgaben und Zuständigkeiten der BAM sind in dem  
1. Erlass über die Bundesanstalt für Materialforschung vom 31. Januar 2022  

(BAnz AT 9.2.2022 B1) und ergänzend durch den  
2. Erlass über das Kuratorium der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung  

vom 31. Januar 2022 (BAnz AT 9.2.2022 B2) beschrieben.  
 
In den in der nachfolgenden Liste aufgeführten Gesetzen und Verordnungen werden der BAM 
übertragene Aufgaben geregelt: 
 

Inhaltsverzeichnis 
Gesetz über explosionsgefährliche Stoffe (Sprengstoffgesetz – SprengG) _________________ 4 

Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV) ________________________________ 6 

Zweite Verordnung zum Sprengstoffgesetz (2. SprengV) _____________________________ 13 

Gesetz über die Prüfung und Zulassung von Feuerwaffen, Böllern, Geräten, bei denen zum  
Antrieb Munition verwendet wird, sowie von Munition und sonstigen Waffen (Beschussgesetz - 
BeschG) ____________________________________________________________________ 14 

Allgemeine Verordnung zum Beschussgesetz (Beschussverordnung - BeschussV) __________ 16 

Gesetz über die Beförderung gefährlicher Güter (Gefahrgutbeförderungsgesetz - GGBefG) __ 19 

Verordnung über die innerstaatliche und grenzüberschreitende Beförderung gefährlicher Güter  
auf der Straße, mit Eisenbahnen und auf Binnengewässern *) (Gefahrgutverordnung Straße, 
Eisenbahn und Binnenschifffahrt - GGVSEB) _______________________________________ 23 

Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter mit Seeschiffen (Gefahrgutverordnung  
See - GGVSee) _______________________________________________________________ 27 

Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung (LuftVZO) _____________________________________ 29 

Ortsbewegliche-Druckgeräte-Verordnung Verordnung*) (ODV) ________________________ 30 

Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strahlenschutzgesetz - 
StrlSchG) ___________________________________________________________________ 33 

Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen  (Gefahrstoffverordnung - GefStoffV) _____ 33 

Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Stoffen (Chemikaliengesetz - ChemG) ____________ 37 

Verordnung über Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung - DepV) __________ 37 

Gesetz über die Akkreditierungsstelle (Akkreditierungsstellengesetz - AkkStelleG) ____ 39 

Gesetz über die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte 
(Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetz - EVPG) ______________________________ 39 
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Gesetz zur Kennzeichnung von energieverbrauchsrelevanten Produkten, Kraftfahrzeugen und  
Reifen mit Angaben über den Verbrauch an Energie und an anderen wichtigen Ressourcen 
(Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz - EnVKG) _________________________________ 39 

 

 
Die BAM ist in der EU als Benannte Stelle mit der Kennnummer 0589 im Rahmen von EU-Richtlinien 
tätig und führt Konformitätsbewertungen durch. In der EU-Datenbank der Benannten Stellen 
(EUROPA - European Commission - Growth - Regulatory policy - NANDO) ist die BAM mit folgenden 
Einträgen genannt:  
 
Rechtssetzungsakte (Last update: 06/07/2015) 

1. Regulation (EU) No 305/2011 - Construction products / Verordnung (EU) Nr. 305/2011 - 
Bauprodukte 

2. Directive/ Richtlinie 2010/35/EU Transportable pressure equipment / Ortsbewegliche 
Druckbehälter 

3. Directive/ Richtlinie 2013/29/EU Pyrotechnic articles / Pyrotechnische Gegenstände 
4. Directive/ Richtlinie 2014/28/EU Explosives for civil uses / Explosivstoffe für zivile Zwecke 

 
Aufgaben für die BAM: 

1. Die Produktinfostelle bei der BAM nimmt die Aufgaben nach der Bauproduktenverordnung 
(EU) Nr. 305/2011 (EU-BauPVO) wahr.  

2. Die Richtlinie 2010/35/EU wird in Deutschland durch die Ortsbewegliche-Druckgeräte-
Verordnung (ODV) umgesetzt.  

3. Die Richtlinie 2013/29/EU Pyrotechnic articles wird in Deutschland durch das Gesetz über 
explosionsgefährliche Stoffe (Sprengstoffgesetz - SprengG) umgesetzt.  

4. Die Richtlinie 2014/28/EU Explosives for civil uses wird in Deutschland durch das Gesetz 
über explosionsgefährliche Stoffe (Sprengstoffgesetz - SprengG) umgesetzt. 

  

https://ec.europa.eu/growth/tools-databases/nando/
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Gesetz über explosionsgefährliche Stoffe  
(Sprengstoffgesetz – SprengG) 

"Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2002 (BGBl. I S. 3518), 
das zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBl. I S. 3146) geändert worden ist" 

Abschnitt I: Allgemeine Vorschriften 

§ 2 SprengG 
Anwendung auf neue sonstige explosionsgefährliche Stoffe 

(1) Wer einen in einer Liste nach Absatz 6 nicht aufgeführten Stoff, bei dem die Annahme 
begründet ist, dass er explosionsgefährlich ist und der nicht zur Verwendung als Explosivstoff 
bestimmt ist, einführt, aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt, herstellt, ihn vertreiben, anderen überlassen oder 
verwenden will, hat dies der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 
(Bundesanstalt) unverzüglich anzuzeigen und ihr auf Verlangen eine Stoffprobe vorzulegen. In 
der Anzeige sind die Bezeichnung, die Zusammensetzung und der Verwendungszweck 
anzugeben. Satz 1 ist nicht anzuwenden auf das gewerbsmäßige Herstellen von sonstigen 
explosionsgefährlichen Stoffen, die in der Betriebsstätte weiterverarbeitet, gegen 
Abhandenkommen gesichert und nicht aufbewahrt werden. 

(2) Die Bundesanstalt stellt innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der Anzeige oder, falls die 
Vorlage einer Stoffprobe verlangt wird, nach Vorlage dieser Stoffprobe auf Grund der in § 3 
Absatz 1 Nummer 1 bezeichneten Prüfverfahren fest, ob der angezeigte Stoff 
explosionsgefährlich ist. Erweist er sich als explosionsgefährlich, erlässt die Bundesanstalt vor 
Ablauf der genannten Frist einen Feststellungsbescheid. Entsprechendes gilt, wenn ihr auf 
andere Weise ein neuer sonstiger explosionsgefährlicher Stoff nach § 1 Absatz 4 bekannt 
wird, der im Geltungsbereich dieses Gesetzes vertrieben, anderen überlassen oder 
verwendet wird. 

(3) Bei einem neuen sonstigen explosionsgefährlichen Stoff nach § 1 Absatz 4 stellt die 
Bundesanstalt in dem Feststellungsbescheid außerdem fest, welcher Stoffgruppe der Anlage 
II der Stoff zuzuordnen ist. Den Stoffgruppen A, B oder C sind Stoffe zuzuordnen, die in ihrer 
Empfindlichkeit und Wirkung den Stoffen der entsprechenden Stoffgruppen der Anlage II 
vergleichbar sind. Bei explosionsgefährlichen Stoffen, die in die Gruppe C aufzunehmen 
wären, kann von dem Feststellungsbescheid abgesehen werden, wenn der Stoff bei 
Durchführung der Prüfung der thermischen Empfindlichkeit nach § 1 Abs. 1 nicht zu einer 
Explosion gebracht und bei der Prüfung auch nach anderen als den in § 3 Absatz 1 Nummer 1 
bezeichneten Verfahren eine örtlich eingeleitete Umsetzung nicht oder nicht in gefährlicher 
Weise auf die Gesamtmenge des Stoffes übertragen werden kann. Erweist sich der 
explosionsgefährliche Stoff nachträglich hinsichtlich seiner Empfindlichkeit und Wirkung 
gefährlicher oder weniger gefährlich als dies seiner Zuordnung entspricht, so kann er einer 
anderen Gruppe der Anlage II zugeordnet oder die Zuordnung aufgehoben werden. Die 
Entscheidung nach Satz 1 ist dem Anzeigenden vor Ablauf der Frist nach Absatz 2 schriftlich 
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oder elektronisch bekannt zu geben. Die Feststellung der Explosionsgefährlichkeit ist im 
Bundesanzeiger bekannt zu machen. Für die Entscheidung nach Satz 4 gelten die Sätze 5 und 
6 entsprechend. 

(4) […] 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden mit Ausnahme von Absatz 3 Satz 2 bis 4 keine Anwendung auf 
sonstige explosionsgefährliche Stoffe, die vom Bundesministerium des Innern, für Bau und 
Heimat mit Bekanntmachung vom 3. Dezember 1986 (BAnz. Nr. 233a vom 16. Dezember 
1986), berichtigt mit Bekanntmachung vom 5. März 1987 (BAnz. Nr. 51 S. 2635 vom 14. März 
1987), veröffentlicht worden sind. Die Bundesanstalt veröffentlicht die Stoffe, deren 
Explosionsgefährlichkeit sie nach den Absätzen 2 und 3 festgestellt hat, im Bundesanzeiger. 
Die Zusammenfassung verschiedener Zubereitungen in Rahmenzusammensetzungen ist bei 
der Veröffentlichung nach Satz 2 zulässig, sofern die durch die Zusammenfassung erfassten 
Zubereitungen zweifelsfrei explosionsgefährlich, einander bezüglich ihrer chemischen 
Zusammensetzung hinreichend ähnlich und der gleichen Stoffgruppe der Anlage II 
zuzuordnen sind. 

Abschnitt II: 
Umgang und Verkehr im gewerblichen Bereich; Einfuhr, Durchfuhr und Aufzeichnungspflicht 

§ 15 Einfuhr, Durchfuhr und Verbringen 

(1) Wer explosionsgefährliche Stoffe einführen, durchführen oder verbringen oder durch einen 
anderen einführen, durchführen oder verbringen lassen will, hat nachzuweisen, dass er zum 
Umgang mit explosionsgefährlichen Stoffen oder zum Erwerb dieser Stoffe berechtigt ist. Der 
Einführer oder Verbringer hat auf Verlangen der zuständigen Behörde nachzuweisen, dass für 
die explosionsgefährlichen Stoffe eine auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 25 dieses 
Gesetzes vorgeschriebene Lager- und Verträglichkeitsgruppenzuordnung durch die 
zuständige Stelle erfolgt ist; dies gilt nicht für die Einfuhr oder das Verbringen zum Zwecke 
der Zulassung, der EU-Baumusterprüfung oder der Lager- und 
Verträglichkeitsgruppenzuordnung. Das Erfordernis des Konformitätsnachweises und der CE-
Kennzeichnung nach § 5 Absatz 1a oder der Zulassung nach § 5f bleiben unberührt. 

(2) […] 

(7) Zuständige Behörde nach Absatz 6 Satz 1 ist 
für das Verbringen innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes die für den 
Bestimmungsort des Verbringens zuständige Landesbehörde, 
für das Verbringen in den, durch den und aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes die 
Bundesanstalt. 

Abschnitt IV 
Verantwortliche Personen und ihre Pflichten 

§ 25 Ermächtigung zum Erlass von Schutzvorschriften 
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Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zum 
Schutze von Leben, Gesundheit und Sachgütern Beschäftigter und Dritter für den Umgang und den 
Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen und mit Sprengzubehör zu bestimmen, 

welche Maßnahmen zur Erfüllung der sich aus § 24 ergebenden Pflichten zu treffen sind, 
wie sich Beschäftigte und Dritte, soweit es der Arbeitsschutz erfordert, innerhalb oder 
außerhalb von Betrieben beim Umgang mit explosionsgefährlichen Stoffen oder mit 
Sprengzubehör zu verhalten haben, dass explosionsgefährliche Stoffe nur an der 
Herstellungsstätte oder an dem Ort, an dem sie innerhalb eines Betriebes verwendet werden, 
oder in besonderen Lagern aufbewahrt werden dürfen, und dass diese Lager insbesondere 
hinsichtlich des Standortes, der Bauweise, der Einrichtung und des Betriebes bestimmten 
Sicherheitsanforderungen genügen müssen, nach welchen Sicherheitsvorschriften 
explosionsgefährliche Stoffe außerhalb eines Lagers aufbewahrt werden dürfen, dass 
explosionsgefährliche Stoffe bestimmten Lager- und Verträglichkeitsgruppen zuzuordnen sind 
und dass die Zuordnung der Bundesanstalt, für ausschließlich für militärische Zwecke 
bestimmte Stoffe der zuständigen Behörde der Bundeswehr übertragen wird, dass Anzeigen 
zu erstatten und ihnen bestimmte Unterlagen beizufügen sind. 

Abschnitt IX 
Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 

§ 44 Rechtsstellung der Bundesanstalt 

(1) Die Bundesanstalt ist eine bundesunmittelbare, nicht rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie; sie ist eine 
Bundesoberbehörde. 

(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Vorschriften über die vertragliche 
Inanspruchnahme der Bundesanstalt zu erlassen. 

§ 45 Aufgaben der Bundesanstalt 

Die Bundesanstalt ist zuständig für 
1. die Weiterentwicklung von Sicherheit in Technik und Chemie, einschließlich der Durchführung 

von Forschung und Entwicklung in den Arbeitsgebieten, 
2. die Durchführung und Auswertung physikalischer und chemischer Prüfungen von Stoffen und 

Anlagen einschließlich der Bereitstellung von Referenzverfahren und -materialien, 
3. die Förderung des Wissens- und Technologietransfers in den Arbeitsgebieten, 
4. die Durchführung der ihr durch dieses Gesetz zugewiesenen Aufgaben. 
 

Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV) 

"Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1991 
(BGBl. I S. 169), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 20. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5238) 
geändert worden ist" 
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Abschnitt II 
Anforderungen an Explosivstoffe und pyrotechnische Gegenstände sowie sonstige 
explosionsgefährliche Stoffe und Sprengzubehör 

§ 6 

(1) Sonstige explosionsgefährliche Stoffe nach § 1 Absatz 4 Nummer 1 und 2 des 
Sprengstoffgesetzes und Sprengzubehör müssen in ihrer Zusammensetzung und 
Beschaffenheit den in der Anlage 1 bezeichneten Anforderungen entsprechen. Bei 
Gegenständen und Stoffen, die in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
hergestellt sind, kann in der Regel angenommen werden, dass die technischen Anforderungen 
der Anlage 1 erfüllt sind, wenn die Zusammensetzung und Beschaffenheit der Gegenstände 
und Stoffe den dort geltenden Regelungen entsprechen und nachweislich die gleiche 
Sicherheit, wie sie die technischen Anforderungen der Anlage 1 festlegen, erreicht wird. 
Zum Nachweis kann das Gutachten einer Prüfstelle eines anderen Mitgliedstaates anerkannt 
werden, wenn die dem Gutachten zugrunde liegenden technischen Anforderungen denen der 
Anlage 1 und denen der „Prüfverfahren und Prüfvorschriften für Sprengstoffe, Zündmittel, 
Sprengzubehör sowie pyrotechnische Gegenstände und deren Sätze“ vom 12. März 1982 
(Beilage 13/82 BAnz. Nr. 59 vom 26. März 1982, BAnz. Nr. 60 vom 27. März 1982) gleichwertig 
sind. 

(2) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung kann für sonstige 
explosionsgefährliche Stoffe nach § 1 Absatz 4 Nummer 1 und 2 des Sprengstoffgesetzes und 
Sprengzubehör im Einzelfall von einzelnen Anforderungen der Anlage 1 Ausnahmen zulassen 
oder zusätzliche Anforderungen stellen sowie von der Prüfung einzelner Anforderungen 
absehen, wenn der Schutz von Leben und Gesundheit Beschäftigter oder Dritter oder 
Sachgütern dies zulässt oder erfordert. 

(3) Die Zusammensetzung und die Beschaffenheit von elektrischen Brückenzündern, 
pyrotechnischen Sätzen sowie Wettersprengstoffen und Wettersprengschnüren müssen den 
Anforderungen der Anlage 2 entsprechen. 

(4) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung hat für Sprengzubehör dem 
Zulassungsinhaber die Verwendung eines Zulassungszeichens vorzuschreiben. Das 
Zulassungszeichen besteht aus der Kurzbezeichnung der Bundesanstalt für Materialforschung 
und -prüfung „BAM“, dem in der Anlage 4 für den jeweiligen Stoff oder Gegenstand 
vorgesehenen Zeichen und einer fortlaufenden Kennnummer. 

Abschnitt III 
Verfahren bei der Zulassung von sonstigen explosionsgefährlichen Stoffen oder von Sprengzubehör; 
Führen von Listen durch die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 

§ 9 

(1) Zusammensetzung und Beschaffenheit von sonstigen explosionsgefährlichen Stoffen und 
Sprengzubehör sind an einer Probe oder an einem Baumuster zu prüfen. 
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(2) Wird die Zulassung eines sonstigen explosionsgefährlichen Stoffes oder von Sprengzubehör 
beantragt, der nach den Angaben des Herstellers in seiner Zusammensetzung und 
Beschaffenheit einem bereits zugelassenen Stoff oder Gegenstand entspricht, so kann die 
Prüfung auf die Feststellung beschränkt werden, ob 
1. bei sonstigen explosionsgefährlichen Stoffen der Stoff mit dem bereits zugelassenen Stoff 

in seiner Zusammensetzung und Beschaffenheit übereinstimmt oder 
2. bei Sprengzubehör die Gegenstände in Beschaffenheit und Funktionsweise ganz oder 

teilweise dem zugelassenen Gegenstand entsprechen oder ihm vergleichbar sind. 
(3) Zuständig für die Prüfungen nach den Absätzen 1 und 2 ist die Bundesanstalt für 

Materialforschung und -prüfung. Für die Prüfung von Sprengzubehör findet § 5e Absatz 1 Satz 
3 des Sprengstoffgesetzes entsprechende Anwendung. 

§ 10 

(1) Der Antragsteller hat in dem Antrag auf Zulassung anzugeben 
1. die Bezeichnung des sonstigen explosionsgefährlichen Stoffes oder des Sprengzubehörs, 
2. den Namen (Firma) und die Anschrift des Herstellers sowie die Herstellungsstätte, bei der 

Einfuhr außerdem den Namen (Firma) und die Anschrift dessen, der die Stoffe oder 
Gegenstände einführt, 

3. die Beschaffenheit des Stoffes oder Gegenstandes, seine chemische Zusammensetzung 
des sonstigen explosionsgefährlichen Stoffes, seine physikalischen Eigenschaften, seine 
Bauart, seinen 

4. Verwendungszweck sowie seine Anwendungs- und Wirkungsweise; kann die chemische 
Zusammensetzung des sonstigen explosionsgefährlichen Stoffes nicht mit ausreichender 
Genauigkeit angegeben werden, so ist dieser Stoff durch Angaben über sein 
Herstellungsverfahren zu charakterisieren. 

(2) Der Antragsteller hat der für die Prüfung nach § 9 Abs. 3 zuständigen Stelle 
1. Proben oder Muster des Stoffes oder Gegenstandes und eines Vergleichsstoffes oder -

gegenstandes in einer zur Prüfung ausreichenden Menge oder Zahl zu übersenden, 
2. auf Verlangen die erforderlichen Belegmuster zum Verbleib zu überlassen. 

(3) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung kann das Ergebnis der Prüfung dem 
nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes gebildeten Sachverständigenausschuss für explosionsgefährliche 
Stoffe zur Stellungnahme vorlegen, wenn zweifelhaft ist, ob bei Erteilung der Zulassung der 
Schutz von Leben, Gesundheit oder Sachgütern Beschäftigter oder Dritter gewährleistet ist. 

§ 12 

(1) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung hat die Entscheidung über den Antrag 
auf Zulassung eines sonstigen explosionsgefährlichen Stoffes nach § 5f Absatz 1 in Verbindung 
mit § 1 Absatz 4 Nummer 1 und 2 des Sprengstoffgesetzes oder von Sprengzubehör nach § 5f 
Absatz 2 des Sprengstoffgesetzes schriftlich zu erlassen. 
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(2) Der Zulassungsbescheid hat folgende Angaben zu enthalten: 
1. die Bezeichnung des sonstigen explosionsgefährlichen Stoffes oder des Sprengzubehörs, 
2. den Namen (Firma) und die Anschrift des Herstellers, seines in einem Mitgliedstaat 

ansässigen Bevollmächtigten oder des Verbringers und, bei der Einfuhr außerdem den 
Namen (Firma) und die Anschrift dessen, der den Stoff oder Gegenstand einführt, 

3. Angaben über die für die Verwendung wesentlichen Merkmale des Stoffes oder 
Gegenstandes, 

4. Art und Form des Zulassungszeichens (§ 6 Absatz 3), 
5. die inhaltlichen Beschränkungen und die Nebenbestimmungen der Zulassung. 

(3) Die Zulassung ist mit der Auflage zu verbinden, den Verwendern einen Auszug des 
Zulassungsbescheides auszuhändigen, sofern in der Zulassung Nebenbestimmungen oder 
inhaltliche Beschränkungen enthalten sind. 

§ 13 

(1) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung hat folgende Listen zu führen: 
1. eine Liste der Baumusterprüfbescheinigungen, die gemäß § 5b Absatz 2 des 

Sprengstoffgesetzes erteilt worden sind, 
2. eine Liste der Zulassungen, die gemäß § 5f Absatz 1 und 2 des Sprengstoffgesetzes erteilt 

worden sind, 
3. (weggefallen) 
4. eine Liste der Kennnummern der Herstellungsstätten für Explosivstoffe, 
5. eine Liste der Registrierungsnummern der pyrotechnischen Gegenstände nach § 16c 

Absatz 3 Satz 1 des Sprengstoffgesetzes. 

(2) Die Listen nach Absatz 1 sollen die Bezeichnung des Stoffes oder Gegenstandes enthalten. Bei 
Explosivstoffen und pyrotechnischen Gegenständen sollen die Listen auch den Namen und die 
Anschrift des Herstellers und gegebenenfalls seines Bevollmächtigten oder des Einführers 
enthalten. Bei pyrotechnischen Gegenständen gemäß der Durchführungsrichtlinie 
2014/58/EU der Kommission von 16. April 2014 über die Errichtung eines Systems zur 
Rückverfolgbarkeit von pyrotechnischen Gegenständen gemäß der Richtlinie 2007/23/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 115 vom 17.4.2014, S. 28) sollen die Listen die 
folgenden zusätzlichen Angaben enthalten: 
1. die Registrierungsnummer, 
2. das Datum der Ausstellung 

a) der EU-Baumusterprüfbescheinigung nach Modul B des Anhangs III der Richtlinie 
2014/28/EU oder des Anhangs II der Richtlinie 2013/29/EU, 

b) der Konformitätsbescheinigung nach Modul G des Anhangs III der Richtlinie 
2014/28/EU oder des Anhangs II der Richtlinie 2013/29/EU oder 

c) der Zulassung für Qualitätssicherungssysteme nach Modul H des Anhangs II der 
Richtlinie 2013/29/EU und gegebenenfalls die Geltungsdauer der Bescheinigung oder 
Zulassung, 
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3. den allgemeinen Produkttyp und gegebenenfalls den Untertyp, 
4. das Modul für die Produktionsphasenkonformität, falls die Zuständigkeit für die 

Überwachung nach diesem Modul bei der Bundesanstalt für Materialforschung und -
prüfung liegt und wenn das Konformitätsbewertungsverfahren nicht nach Modul G 
oder Modul H durchgeführt wurde, 

5. falls bekannt, die benannte Stelle, die die Konformitätsbewertung für die 
Produktionsphase vornimmt, 

6. Beschränkungen, Befristungen, Bedingungen und Auflagen der Bescheinigung oder 
Zulassung. 

Bei sonstigen explosionsgefährlichen Stoffen und Sprengzubehör sollen die Listen auch den 
Namen und die Anschrift des Herstellers und gegebenenfalls des Einführers sowie das 
Zulassungszeichen enthalten. 

(3) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung führt ferner eine Liste der aktuellen 
mandatierten europäischen Normen mit Prüfvorschriften für Explosivstoffe und 
pyrotechnische Gegenstände. Die Liste soll die folgenden Angaben enthalten: 
1. die Kennnummer der Norm, 
2. den Titel der Norm, 
3. das Datum der Veröffentlichung der Norm und 
4. die Bezugsquelle der Norm. 

(4) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung führt auch eine Liste mit Verweisen auf 
die von den benannten Stellen der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union erteilten 
EU- Baumusterprüfbescheinigungen und Bescheinigungen über Einzelprüfungen. 

(5) Die Listen1 sind auf dem aktuellen Stand zu halten. Sie sind bei der Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung während der Dienststunden auszulegen und im Internet 
öffentlich zugänglich zu machen. Dritte erhalten auf Verlangen und gegen Kostenerstattung 
Kopien der Listen. 

1  Im Internet unter www.bam.de. 

Abschnitt IV 
Allgemeine Vorschriften über die Kennzeichnung, die Verpackung und das Überlassen an andere 

§ 17 

(1) Wer Explosivstoffe auf dem Markt bereitstellt, für die gemäß Artikel 15 der Richtlinie 
2014/28/EU, auch in Verbindung mit der Richtlinie 2008/43/EG der Kommission vom 4. April 
2008 zur Einführung eines Verfahrens zur Kennzeichnung und Rückverfolgung von 
Explosivstoffen für zivile Zwecke gemäß der Richtlinie 93/15/EWG des Rates (ABl. L 94 vom 
5.4.2008, S. 8), die durch die Richtlinie 2012/4/EU (ABl. L 50 vom 23.2.2012, S. 18) geändert 
worden ist, ein System der eindeutigen Identifizierung und Rückverfolgbarkeit bestehen 
muss, hat diese Explosivstoffe und deren kleinste Verpackungseinheit mit einer dem Anhang 

http://www.bam.de/
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der Richtlinie 2008/43/EG entsprechenden eindeutigen Kennzeichnung zu versehen, die 
Folgendes enthalten muss: 
1. den Namen des Herstellers, 
2. einen alphanumerischen Code und 
3. eine elektronisch lesbare Variante des Codes mit gleichem Inhalt. 

(2) Hersteller oder Einführer im Geltungsbereich des Sprengstoffgesetzes haben bei der 
Kennzeichnung nach Absatz 1 als Landeskennzeichen die Buchstabenfolge „DE“ zu 
verwenden. Die Kennnummer der Herstellungsstätte oder des Einführers wird ihnen auf 
schriftlichen oder elektronischen Antrag von der Bundesanstalt für Materialforschung und  
-prüfung zugeteilt. 

(3) […] 

§ 19 

(1) Die Bundesanstalt kann auf Antrag des Herstellers, seines in einem Mitgliedstaat 
ansässigen Bevollmächtigten oder des Einführers Ausnahmen von den Vorschriften über die 
Kennzeichnung und Verpackung explosionsgefährlicher Stoffe und von Sprengzubehör 
allgemein zulassen, soweit der Schutz von Leben, Gesundheit und Sachgütern Beschäftigter 
oder Dritter dies zulässt. 

(2) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall von den Kennzeichnungs- und 
Verpackungsvorschriften der §§ 17 und 18 sowie § 18b Nummer 1 und 2 Ausnahmen 
bewilligen, soweit der mit diesen Vorschriften bezweckte Schutz von Leben, Gesundheit oder 
Sachgütern Beschäftigter oder Dritter in anderer Weise gewährleistet ist. 

Abschnitt V 
Vertrieb, Überlassen und Verwenden pyrotechnischer Gegenstände 

§ 20 

(1) […] 

(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen pyrotechnische Gegenstände der Kategorie P1, die 
Rettungsmittel oder Bestandteil von Schutzausrüstungen oder Rettungsmitteln sind, 
Personen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, überlassen und von diesen Personen 
bestimmungsgemäß verwendet werden, sofern die Bundesanstalt für Materialforschung und -
prüfung dies auf Antrag des Herstellers oder Einführers für die jeweilige Bauart genehmigt hat 
und die Personen an einer Einweisung zum sicheren Umgang mit diesen Gegenständen 
teilnehmen oder teilgenommen haben. Die Genehmigung wird für die Bauart erteilt, wenn 
der Schutz der öffentlichen Sicherheit dem nicht entgegensteht. Der Überlasser der 
pyrotechnischen Gegenstände ist verpflichtet, das Vorliegen der Voraussetzungen des Satzes 
1 vor dem Überlassen zu überprüfen. 
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(3) […] 

(4) […] 

§ 21 

(1) […] 

(4) In Verkaufsräumen dürfen pyrotechnische Gegenstände – ausgenommen Knallbonbons – nur 
in geschlossenen Schaukästen ausgestellt werden. Satz 1 gilt nicht, wenn die pyrotechnischen 
Gegenstände eine ein- oder mehrseitig durchsichtige oder eine in sicherheitstechnischer 
Hinsicht gleichwertige Verpackung haben und diese von der Bundesanstalt als unbedenklich 
bescheinigt worden ist. Jede Verpackungseinheit nach Satz 2 ist mit der Nummer der 
Bescheinigung zu versehen. 

(5) Pyrotechnische Gegenstände der Kategorien 1 und 2 dürfen an den Verbraucher nur in 
kleinsten Verpackungseinheiten oder in größeren Einheiten, die mehrere kleinste 
Verpackungseinheiten enthalten, vertrieben oder ihm überlassen werden, soweit die nach 
Absatz 1 vorgeschriebene Anleitung nicht auf dem einzelnen Gegenstand angebracht ist. 

Abschnitt XI 
Sachverständigenausschuss 

§ 45 

(1) Beim Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ein Sachverständigenausschuss 
für explosionsgefährliche Stoffe gebildet. 

(2) Den Vorsitz im Ausschuss führt ein Vertreter des Bundesministeriums des Innern, für Bau und 
Heimat, bei Zuständigkeit des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales für einen 
Beratungsgegenstand nach den §§ 24 und 25 des Gesetzes ein Vertreter dieses 
Bundesministeriums. 

(3) Der Ausschuss setzt sich aus dem Vorsitzenden und folgenden Mitgliedern zusammen: 
1. je einem Vertreter des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat, des 

Bundesministeriums der Verteidigung, des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie und des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur, 

2. sechs Vertretern der Landesregierungen aus den fachlich beteiligten Ressorts, 
3. je einem Vertreter der Bundesanstalt, der zuständigen Stelle der Bundeswehr und des 

Bundeskriminalamtes, 
4. einem Vertreter der benannten Stellen mit Ausnahme der Bundesanstalt, 
5. zwei Vertretern der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, 
6. einem Vertreter der Deutschen Versuchs- und Prüf-Anstalt für Jagd- und Sportwaffen e.V., 
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7. zwei Vertretern der Explosivstoffindustrie und je einem Vertreter der chemischen 
Industrie, der pyrotechnischen Industrie, des Bergbaus, der Industrie der Steine und 
Erden, des Abbruchgewerbes, der Sprengberechtigten und der Importeure von 
explosionsgefährlichen Stoffen, 

8. zwei Vertretern der Gewerkschaften. 
Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu berufen. Die Mitglieder des Ausschusses und ihre 
Stellvertreter müssen auf dem Gebiet des Umgangs und Verkehrs mit explosionsgefährlichen 
Stoffen sachverständig und erfahren sein. 

(4) […] 

Abschnitt XII 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 47 

Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 41 Absatz 1 
Nummer 1 bis 1b, 2, 2a und 3 Buchstabe a des Sprengstoffgesetzes wird auf die Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung übertragen. 

Zweite Verordnung zum Sprengstoffgesetz (2. SprengV) 

"Zweite Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. 
September 2002 (BGBl. I S. 3543), die zuletzt durch Artikel 111 des Gesetzes vom 29. März 2017 
(BGBl. I S. 626) geändert worden ist" 

§ 4 Lager- und Verträglichkeitsgruppenzuordnung 

(1) Wer explosionsgefährliche Stoffe, die in der vorgesehenen Verpackung von der Bundesanstalt 
für Materialforschung und -prüfung (Bundesanstalt) noch keiner Lagergruppe zugeordnet 
sind, gewerbsmäßig herstellt, in den Geltungsbereich des Gesetzes verbringt oder einführt 
und selbst aufbewahren oder einem anderen überlassen will, hat die Stoffe und die Art der 
Verpackung der Bundesanstalt anzuzeigen. Die Anzeige muss Angaben enthalten über 
1. die Bezeichnung der Stoffe, 
2. die chemische Zusammensetzung und die physikalischen Eigenschaften der Stoffe, 
3. die Beschaffenheit (Material, Form) der Verpackungen, die Bruttomasse und das Volumen 

der Packstücke sowie die Masse der Stoffe. 

(3) Die Bundesanstalt ordnet die angezeigten explosionsgefährlichen Stoffe in der 
vorgesehenen Verpackung nach den Nummern 2.1.2 bis 2.1.5 oder 3.1.1.1 bis 3.1.1.3 des 
Anhangs zu dieser Verordnung der maßgebenden Lagergruppe und die Explosivstoffe der 
Lagergruppen 1.1 bis 1.4 nach Nummer 2.7 Abs. 1 in Verbindung mit Anlage 5 des Anhangs 
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der zutreffenden Verträglichkeitsgruppe zu. Sie teilt die Zuordnung dem Anzeigenden mit. Sie 
führt eine Liste der Zuordnungen nach Satz 1, die folgende Angaben enthalten soll: 
1. die Bezeichnung des Stoffes oder Gegenstandes, 
2. die dem Produkt zugeordnete Lager- und Verträglichkeitsgruppe, 
3. die sicherheitsrelevanten Verpackungsmerkmale und 
4. erforderlichenfalls besondere Sicherheitshinweise. 
Die Liste ist bei der Bundesanstalt während der Dienststunden auszulegen. Auf Verlangen 
eines Dritten ist diesem gegen Kostenerstattung eine Abschrift oder Vervielfältigung zu 
überlassen. 

(4) Soweit es sich um explosionsgefährliche Stoffe handelt, die ausschließlich für eine militärische 
Verwendung bestimmt sind, tritt in den Fällen der Absätze 1 und 3 an die Stelle der 
Bundesanstalt die zuständige Stelle der Bundeswehr. 

(5) Wer explosionsgefährliche Stoffe aufbewahrt, hat hierbei die von der Bundesanstalt oder von 
der zuständigen Stelle der Bundeswehr bestimmte Lager- und Verträglichkeitsgruppe 
zugrunde zu legen. 

Gesetz über die Prüfung und Zulassung von Feuerwaffen, Böllern, 
Geräten, bei denen zum Antrieb Munition verwendet wird, sowie von 
Munition und sonstigen Waffen 
(Beschussgesetz - BeschG) 

"Beschussgesetz vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3970, 4003), das zuletzt durch Artikel 234 der 
Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist" 

Abschnitt 2 
Prüfung und Zulassung 

§ 10 Zulassung von pyrotechnischer Munition 

(1) Pyrotechnische Munition einschließlich der mit ihr fest verbundenen Antriebsvorrichtung 
darf nur dann in den Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht oder gewerbsmäßig 
hergestellt werden, wenn sie ihrer Beschaffenheit, Zusammensetzung und Bezeichnung 
nach von der zuständigen Behörde zugelassen ist. 

(2) Bei pyrotechnischer Munition, die nach Absatz 1 zugelassen ist, sind neben der gesetzlich 
vorgeschriebenen Kennzeichnung die Verwendungshinweise anzubringen. Soweit sich die 
Verwendungshinweise auf der einzelnen Munition nicht anbringen lassen, sind sie auf der 
kleinsten Verpackungseinheit anzubringen. 

(3) Die Zulassung ist zu versagen, 
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1. soweit der Schutz von Leben, Gesundheit oder Sachgütern des Benutzers oder Dritter bei 
bestimmungsgemäßer Verwendung nicht gewährleistet ist, 

2. wenn die Munition den Anforderungen an die Zusammensetzung, Beschaffenheit, Maße, 
den höchsten Gebrauchsgasdruck und die Bezeichnung gemäß einer nach § 14 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 1 erlassenen Rechtsverordnung nicht entspricht, 

3. soweit die Munition in ihrer Wirkungsweise, Brauchbarkeit und Beständigkeit dem 
jeweiligen Stand der Technik nicht entspricht, 

4. wenn der Antragsteller auf Grund seiner betrieblichen Ausstattung oder wegen eines 
unzureichenden Qualitätssicherungssystems nicht in der Lage ist, dafür zu sorgen, dass 
die nachgefertigte Munition in ihrer Zusammensetzung und Beschaffenheit nach dem 
zugelassenen Muster hergestellt wird. 

§ 11 Zulassung sonstiger Munition 

(1) Munition im Sinne der Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 3 Nr. 1.1 bis 1.3 zum 
Waffengesetz darf gewerbsmäßig nur vertrieben oder anderen überlassen werden, wenn sie 
ihrem Typ und ihrer Bezeichnung nach von der zuständigen Behörde zugelassen ist. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für 
1. Munition aus Staaten, mit denen die gegenseitige Anerkennung der Prüfzeichen 

vereinbart ist und deren kleinste Verpackungseinheit ein Prüfzeichen eines dieser Staaten 
trägt, 

2. Munition, die für wissenschaftliche Einrichtungen, Behörden, Waffen- Waffen- oder 
Munitionshersteller, als Teil einer Munitionssammlung (§ 17 Abs. 1 des Waffengesetzes) 
oder für eine solche bestimmt, oder in geringer Menge für gewerbliche Einführer von 
Munition, Händler oder behördlich anerkannte Sachverständige zu Prüf-, Mess- oder 
Forschungszwecken hergestellt oder ihnen zu diesem Zweck überlassen wird. 

(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
1. der Antragsteller oder ein von ihm beauftragtes Fachinstitut nicht die zur Ermittlung der 

Maße, des Gebrauchsgasdrucks oder der Vergleichswerte erforderlichen Geräte besitzt, 
2. der Antragsteller oder ein von ihm beauftragtes Fachinstitut nicht über das zur Bedienung 

der Prüfgeräte erforderliche Fachpersonal verfügt oder 
3. die Prüfung der Munition ergibt, dass ihre Maße, ihr Gasdruck, die in ihr enthaltenen Reiz- 

oder Wirkstoffe und ihre Bezeichnung nicht den Anforderungen einer Rechtsverordnung 
nach § 14 Abs. 3 entsprechen. 

Die Zulassung wird nach Satz 1 Nr. 1 und 2 nicht versagt, wenn der Antragsteller die 
Überwachung der Herstellung der zuständigen Behörde übertragen hat. 

§ 13 Ausnahmen in Einzelfällen 

Die für die Zulassung jeweils zuständige Behörde kann im Einzelfall Ausnahmen von dem Erfordernis 
der Prüfung und Zulassung nach § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1, § 10 Abs. 1 oder § 11 Abs. 1 
bewilligen oder Abweichungen von den Versagungsgründen des § 7 Abs. 3 oder 4, des § 8 Abs. 2 
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oder 3, des § 10 Abs. 3 Nr. 2 bis 4 oder des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 zulassen, wenn öffentliche 
Interessen nicht entgegenstehen. 

Abschnitt 3 
Sonstige beschussrechtliche Vorschriften 

§ 20 Zuständigkeiten 

(1) Die Landesregierungen oder die von ihnen durch Rechtsverordnung bestimmten Stellen 
können durch Rechtsverordnung die für die Ausführung dieses Gesetzes zuständigen 
Behörden bestimmen, soweit nicht Bundesbehörden zuständig sind. 

(2) […] 

(3) Zuständig für die Zulassung der in den §§ 7 und 8 und die Prüfung der in § 9 Abs. 4 
bezeichneten Schusswaffen und technischen Gegenstände ist die Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt; ihr gegenüber sind auch die Anzeigen nach § 9 Abs. 2 zu machen. Für die 
Prüfung und Zulassung der in § 10 bezeichneten pyrotechnischen Munition sowie der in § 11 
Absatz 1 in Verbindung mit Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 3 Nummer 1.3 zum 
Waffengesetz bezeichneten hülsenlosen Munition ohne Geschoss ist die Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung zuständig. 

(4) Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt führt eine Liste der Prüfungen und Zulassungen, 
die folgende Angaben enthalten soll: 
1. die Bezeichnung des Prüfgegenstandes, 
2. die Art der Prüfung, 
3. das vergebene Prüf- oder Zulassungszeichen und 
4. die prüfende oder zulassende Stelle. 

Soweit andere Stellen als die Physikalisch-Technische Bundesanstalt für die Prüfung oder 
Zulassung nach den §§ 7 bis 11 zuständig sind, haben diese die hierfür erforderlichen 
Meldungen über die durchgeführten Prüfungen und Zulassungen an die Physikalisch-
Technische Bundesanstalt zu machen. Die Liste ist bei der Physikalisch- Technischen 
Bundesanstalt während der Dienststunden auszulegen. Auf Verlangen eines Dritten ist 
diesem gegen Kostenerstattung eine Abschrift oder Vervielfältigung zu überlassen. 

Allgemeine Verordnung zum Beschussgesetz (Beschussverordnung - 
BeschussV) 

"Beschussverordnung vom 13. Juli 2006 (BGBl. I S. 1474), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 1. 
Oktober 2021 (BGBl. I S. 4622) geändert worden ist" 

Abschnitt 2 
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Verfahren der Beschussprüfung 

§ 10 Bescheinigung über das Beschlussverfahren 

(1) Die zuständige Behörde hat eine beschusstechnische Bescheinigung auszustellen 
1. auf Antrag, 
2. nach einer Beschussprüfung gemäß § 3 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 oder an Waffen nach § 7 Abs. 1 

Satz 3 Nr. 6 oder 
3. nach einer erstmaligen Prüfung und jeder weiteren Wiederholungsprüfung von Böllern. 

(2) Bei Feuerwaffen, die der Beschusspflicht unterliegen oder die historische Waffen sind, kann 
die zuständige Behörde auf Antrag eine Bescheinigung darüber ausstellen, dass eine Prüfung 
nicht oder nur unter der Gefahr einer Beschädigung oder Zerstörung der Waffe durchgeführt 
werden kann. Die Bescheinigung muss den Hinweis enthalten, dass die Waffe zum Schießen 
nicht mehr verwendet werden darf. 

(3) Für Prüfgegenstände, die die Beschussprüfung nicht bestanden haben, ist dem Antragsteller 
ein schriftlicher oder elektronischer Prüfhinweis auszustellen, 
1. aus dem die Daten des Prüfgegenstandes, der Grund der Zurückweisung und das Datum 

des Beschusses hervorgehen und 
2. der die Forderung enthält, dass der Prüfgegenstand zum Schießen nicht mehr verwendet 

werden darf. 

(4) Sind höchstbeanspruchte Teile nach § 9 Absatz 4 Satz 2 als unbrauchbar gekennzeichnet 
worden, so stellt die zuständige Behörde auf Antrag eine Bescheinigung im Sinne des 
Absatzes 3 aus. 

Abschnitt 4 
Verfahren bei der Bauartzulassung 

§ 18 Antragsverfahren 

(1) […] 
(4) Bei Anträgen auf Zulassung von Schussapparaten und anderen nicht tragbaren Geräten, in 

denen zum Antrieb in Hülsen untergebrachte Treibladungen verwendet werden und die für 
technische Zwecke bestimmt sind, soll die Physikalisch-Technische Bundesanstalt die 
Berufsgenossenschaftliche Zentrale für Sicherheit und Gesundheit der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung e. V. anhören; bestehen Zweifel, ob der Prüfgegenstand den 
Anforderungen an den Werkstoff und die Festigkeit entspricht, ist die Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung zu beteiligen. Bei anderen nicht tragbaren Geräten, in denen 
zum Antrieb in Hülsen untergebrachte Treibladungen verwendet werden und die für 
technische Zwecke bestimmt sind, unterliegen der Bauartzulassung nur die 
Auslösevorrichtung und die Teile des Gerätes, die dem Druck der Pulvergase unmittelbar 
ausgesetzt sind. 
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§ 19 Zuständigkeit und Zulassungsbescheid 

(1) Über Anträge nach den §§ 7, 8 und 9 Abs. 2 und 4 des Gesetzes entscheidet die Physikalisch-
Technische Bundesanstalt. Über Anträge nach § 9 Abs. 1 und 5 des Gesetzes entscheidet die 
nach Landesrecht zuständige Stelle, über Anträge nach § 10 des Gesetzes die Bundesanstalt 
für Materialforschung und -prüfung durch schriftlichen Bescheid. 

(2) Der Zulassungsbescheid hat Angaben zu enthalten über 
1. den Namen und die Anschrift des Antragstellers, 
2. die Art und Modellbezeichnung der Schusswaffe, des Schussapparates, des 

Einstecklaufes, der Schreckschuss-, Reizstoff- oder Signalwaffe und bei pyrotechnischer 
Munition deren Bezeichnung, 

3. die wesentlichen Merkmale der Bauart 
a. der zugelassenen Schusswaffe, des Schussapparates, des Einstecklaufes, der 

Schreckschuss-, Reizstoff- oder Signalwaffe sowie die wesentlichen Merkmale und die 
Bezeichnung der daraus zu verschießenden Gebrauchsmunition, 

b. der zugelassenen pyrotechnischen Munition, 
4. die Geltungsdauer der Zulassung und 
5. das Zulassungszeichen nach § 20 Abs. 2. 

(3) Nebenbestimmungen und inhaltliche Beschränkungen der Zulassung, welche die Verwendung 
der zugelassenen Waffen, Schussapparate, Einsteckläufe und Munition betreffen, sind vom 
Verwender zu beachten. Die Zulassung ist mit der Auflage zu verbinden, einen Auszug des 
Zulassungsbescheides den Verwendern auszuhändigen, soweit darin die Verwendung 
betreffende Nebenbestimmungen und inhaltliche Beschränkungen enthalten sind. Die 
Bauartzulassung nach Maßgabe des § 9 Abs. 5 des Gesetzes kann auch mit der Auflage 
verbunden werden, den zugelassenen Gegenständen sicherheitstechnische Hinweise und eine 
von der Zulassungsbehörde gebilligte und bestätigte Betriebsanleitung beizufügen und die 
zugelassenen Gegenstände einer Einzelbeschussprüfung nach § 5 des Gesetzes zu 
unterziehen. Dies gilt auch für andere nicht tragbare Geräte, in denen zum Antrieb in Hülsen 
untergebrachte Treibladungen verwendet werden und die für technische Zwecke bestimmt 
sind. 

§ 21 Bekanntmachungen 

(1) […] 

(2) Bei Zulassungen nach § 10 des Gesetzes hat die Bundesanstalt für Materialforschung und -
prüfung eine Liste der erteilten Zulassungen für pyrotechnische Munition zu führen und diese 
auf dem neuesten Stand zu halten. Die Liste soll die folgenden Angaben enthalten: 
1. das vollständige Zulassungszeichen, 
2. die Bezeichnung der pyrotechnischen Munition, 
3. Name und Anschrift des Zulassungsinhabers, 
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4. Beschränkungen, Befristungen und Auflagen, insbesondere die von der Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung festgelegten Verwendungshinweise in Code-Nummern. 
Die Bedeutung der Code-Nummern wird im Vorspann der Liste erläutert. 

Die Liste ist bei der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung während der 
Dienststunden auszulegen. Auf Verlangen eines Dritten ist diesem gegen Kostenerstattung 
eine Abschrift oder Vervielfältigung zu überlassen. 

(3) […] 

Abschnitt 6 
Festlegung der Maße und Energiewerte für Feuerwaffen (Maßtafeln), Einsteck- und Austauschläufe 
sowie für Munition 

§ 27 Abweichungen von den Maßtafeln 

(1) Anstelle der in den Maßtafeln für Munition festgelegten Bezeichnung darf eine andere 
Bezeichnung zugelassen werden, wenn sie eindeutig ist und sich von Bezeichnungen anderer 
zugelassener Munition hinreichend unterscheidet. Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt 
veröffentlicht die Bezeichnungen nach Satz 1 jeweils in ihrem Amts- und Mitteilungsblatt. Im 
Falle von pyrotechnischer Munition nach § 10 des Gesetzes erfolgt die Veröffentlichung durch 
die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung in der Liste gemäß § 21 Abs. 2. 

(2) […] 

Gesetz über die Beförderung gefährlicher Güter 
(Gefahrgutbeförderungsgesetz - GGBefG) 

"Gefahrgutbeförderungsgesetz vom 6. August 1975 (BGBl. I S. 2121), das zuletzt durch Artikel 13 des 
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2510) geändert worden ist" 

§ 5 Zuständigkeiten 

(1) Im Bereich der Eisenbahnen des Bundes, Magnetschwebebahnen, im Luftverkehr sowie auf 
dem Gebiet der See- und Binnenschifffahrt auf Bundeswasserstraßen einschließlich der 
bundeseigenen Häfen obliegt die Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Gesetz und nach 
den auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften dem Bund in bundeseigener Verwaltung. 
Unberührt bleiben die Zuständigkeiten für die Hafenaufsicht (Hafenpolizei) in den nicht vom 
Bund betriebenen Stromhäfen an Bundeswasserstraßen. 

(2) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die für die Ausführung dieses Gesetzes 
und der auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften zuständigen Behörden und Stellen zu 
bestimmen, soweit es sich um den Bereich der bundeseigenen Verwaltung handelt. Wenn 
und soweit der Zweck des Gesetzes durch das Verwaltungshandeln der Länder nicht erreicht 
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werden kann, kann das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Bundesamt für Güterverkehr, das 
Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung, das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, die Bundesanstalt für Materialforschung und -
prüfung, das Bundesinstitut für Risikobewertung, das Eisenbahn- Bundesamt, das Kraftfahrt-
Bundesamt, die Physikalisch-Technische Bundesanstalt, das Robert-Koch-Institut, das 
Umweltbundesamt und das Wehrwissenschaftliche Institut für Werk-, Explosiv- und 
Betriebsstoffe auch für den Bereich für zuständig erklären, in dem die Länder dieses Gesetz 
und die auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften auszuführen hätten. Das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur kann ferner durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, dass 
1. die Industrie- und Handelskammern für die Durchführung, Überwachung und 

Anerkennung der Ausbildung, Prüfung und Fortbildung von am Gefahrguttransport 
beteiligten Personen, für die Erteilung von Bescheinigungen sowie für die Anerkennung 
von Lehrgängen, Lehrgangsveranstaltern und Lehrkräften zuständig sind und insoweit 
Einzelheiten durch Satzungen regeln sowie 

2. Sachverständige und sachkundige Personen für Prüfungen, Überwachungen und 
Bescheinigungen hinsichtlich der Beförderung gefährlicher Güter zuständig sind. Die in 
Satz 3 Nr. 2 Genannten unterliegen der Aufsicht der Länder und dürfen im Bereich eines 
Landes nur tätig werden, wenn sie dazu von der zuständigen obersten Landesbehörde 
oder der von ihr bestimmten oder der nach Landesrecht zuständigen Stelle entsprechend 
ermächtigt worden sind. 

(3) […] 

§ 7a Anhörung 

(1) Vor dem Erlass von Rechtsverordnungen nach den §§ 3, 6 und 7 sollen Sicherheitsbehörden 
und -organisationen angehört werden, insbesondere 
1. das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung, 
2. die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung, 
3. das Bundesinstitut für Risikobewertung, 
4. die Physikalisch-Technische Bundesanstalt, 
5. das Robert-Koch-Institut, 
6. das Umweltbundesamt, 
7. das Wehrwissenschaftliche Institut für Werk-, Explosiv- und Betriebsstoffe und 
8. das Eisenbahn-Bundesamt. 

(2) Verbände und Sachverständige der beteiligten Wirtschaft einschließlich der 
Verkehrswirtschaft sollen vor dem Erlass der Rechtsverordnungen nach Absatz 1 gehört 
werden. Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur bestimmt den 
jeweiligen Umfang der Anhörung und die anzuhörenden Verbände und Sachverständigen. 
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§ 8 Maßnahmen der zuständigen Behörden 

(1) Die jeweils für die Überwachung zuständige Behörde kann im Einzelfall die Anordnungen 
treffen, die zur Beseitigung festgestellter oder zur Verhütung künftiger Verstöße gegen dieses 
Gesetz oder gegen die nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen erforderlich sind. 
Sie kann insbesondere 
1. soweit ein Fahrzeug, mit dem gefährliche Güter befördert werden, nicht den jeweils 

geltenden Vorschriften über die Beförderung gefährlicher Güter entspricht oder die 
vorgeschriebenen Papiere nicht vorgelegt werden, die zur Behebung des Mangels 
erforderlichen Maßnahmen treffen und die Fortsetzung der Fahrt untersagen, bis die 
Voraussetzungen zur Weiterfahrt erfüllt sind, 

2. die Fortsetzung der Fahrt untersagen, soweit eine nach § 46 Abs. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in Verbindung mit § 132 Abs. 1 Nr. 1 der Strafprozessordnung 
angeordnete Sicherheitsleistung nicht oder nicht vollständig erbracht wird, 

3. im grenzüberschreitenden Verkehr Fahrzeuge, die nicht in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum zugelassen sind und in das Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland einfahren wollen, in Fällen der Nummer 1 an den 
Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union zurückweisen. 

(2) Absatz 1 gilt für die Ladung entsprechend. 

§ 9 Überwachung 

(1) Die Beförderung gefährlicher Güter unterliegt der Überwachung durch die zuständigen 
Behörden. 

(2) Die für die Beförderung gefährlicher Güter Verantwortlichen (Absatz 5) haben den für die 
Überwachung zuständigen Behörden und deren Beauftragten die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu erteilen. Die von der zuständigen 
Behörde mit der Überwachung beauftragten Personen sind befugt, Grundstücke, 
Betriebsanlagen, Geschäftsräume, Fahrzeuge und zur Verhütung dringender Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere für die Allgemeinheit, für wichtige 
Gemeingüter, für Leben und Gesundheit von Menschen sowie für Tiere und Sachen auch die 
Wohnräume des Auskunftspflichtigen zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen 
vorzunehmen und die geschäftlichen Unterlagen des Auskunftspflichtigen einzusehen. Der 
Auskunftspflichtige hat diese Maßnahmen zu dulden. Er hat den mit der Überwachung 
beauftragten Personen auf Verlangen Proben und Muster von gefährlichen Stoffen und 
Gegenständen oder Muster von Verpackungen zum Zwecke der amtlichen Untersuchung zu 
übergeben. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. Der Auskunftspflichtige hat der für die 
Überwachung zuständigen Behörde bei der Durchführung der Überwachungsmaßnahmen die 
erforderlichen Hilfsmittel zu stellen und die nötige Mithilfe zu leisten. 



 
 

  
Seite 22 von 39 

(2a) Überwachungsmaßnahmen können sich auch auf Brief- und andere Postsendungen beziehen. 
Die von der zuständigen Behörde mit der Überwachung beauftragten Personen sind nur 
dann befugt, verschlossene Brief- und andere Postsendungen zu öffnen oder sich auf 
sonstige Weise von ihrem Inhalt Kenntnis zu verschaffen, wenn Tatsachen die Annahme 
begründen, dass sich darin gefährliche Güter im Sinne des § 2 Abs. 1 befinden und von diesen 
eine Gefahr ausgeht. Das Grundrecht des Brief- und Postgeheimnisses (Artikel 10 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. Absatz 2 gilt für die Durchführung von 
Überwachungsmaßnahmen entsprechend. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Überwachung von Fertigungen von Verpackungen, 
Behältern (Containern) und Fahrzeugen, die nach Baumustern hergestellt werden, welche in 
den Vorschriften für die Beförderung gefährlicher Güter festgelegt sind. 

(3a) Überwachungsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 können sich auch auf die Überprüfung 
der Konformität der in Verkehr befindlichen und verwendeten Verpackungen, 
Beförderungsbehältnisse und Fahrzeuge beziehen. 

(3b) Überwachungsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 können sich auch auf die Überprüfung 
der Hersteller, Einführer, Eigentümer, Betreiber und Verwender von Verpackungen, 
Beförderungsbehältnissen und Fahrzeugen durch Stellen nach § 3 Abs. 1 Nr. 16 insoweit 
beziehen, wie die Verpackungen, Beförderungsbehältnisse und Fahrzeuge von diesen Stellen 
konformitätsbewertet, erstmalig oder wiederkehrend geprüft worden sind, soweit dies in 
Rechtsverordnungen nach § 3 gestattet ist. 

(3c) Überwachungsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 können sich auch auf die Überprüfung 
der Herstellung und der Prüfungen durch die Stellen nach § 3 Abs. 1 Nr. 16 beziehen, wenn 
diese Stellen die Konformitätsbewertung der Verpackung, der Beförderungsbehältnisse oder 
der Fahrzeuge vorgenommen, das Qualitätssicherungsprogramm oder Prüfstellen des 
Herstellers oder Betreibers anerkannt haben, soweit dies in Rechtsverordnungen nach § 3 
gestattet ist. 

(3d) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Maßnahmen nach Absatz 1 bis 3c 
näher zu bestimmen, Vorgaben für die Zusammenarbeit der zuständigen Behörden und 
Stellen zu treffen und die im Zusammenhang mit Meldepflichten und Schutzklauselverfahren 
nach Vorgaben von Rechtsakten und zwischenstaatlichen Vereinbarungen stehenden 
Maßnahmen nach § 3 Abs. 2 festzulegen. 

(4) Der zur Erteilung der Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder 
eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 
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(5) Verantwortlicher für die Beförderung ist, wer als Unternehmer oder als Inhaber eines 
Betriebes gefährliche Güter verpackt, verlädt, versendet, befördert, entlädt, empfängt oder 
auspackt. Als Verantwortlicher gilt auch, wer als Unternehmer oder als Inhaber eines 
Betriebes Verpackungen, Beförderungsbehältnisse oder Fahrzeuge zur Beförderung 
gefährlicher Güter gemäß Absatz 3 herstellt, einführt oder in den Verkehr bringt. 

Verordnung über die innerstaatliche und grenzüberschreitende 
Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße, mit Eisenbahnen und auf 
Binnengewässern *) (Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und 
Binnenschifffahrt - GGVSEB) 

"Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 26. März 2021 (BGBl. I S. 481), die zuletzt durch Artikel 3 Absatz 5 des Gesetzes vom 2. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1295) geändert worden ist" 

§ 8 Zuständigkeiten der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 

(1) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung ist zuständige Behörde für 
1. Aufgaben nach 

a) den Kapiteln 2.1 und 2.2 mit Ausnahme der Absätze 2.2.62.1.12.1 und 2.2.9.1.11 
Bemerkung 4 ADR/ RID/ADN und der dem Bundesamt für Ausrüstung, 
Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr nach § 10 und dem Bundesamt für die 
Sicherheit der nuklearen Entsorgung nach § 11 zugewiesenen Zuständigkeiten, 

b) Kapitel 3.3 ADR/RID/ADN mit Ausnahme der dem Bundesamt für Ausrüstung, 
Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr nach § 10 zugewiesenen 
Zuständigkeiten, 

c) Kapitel 4.1 mit Ausnahme von Unterabschnitt 4.1.4.1 Verpackungsanweisung P 200 
ADR/RID und die dem Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der 
Bundeswehr nach § 10 zugewiesenen Zuständigkeiten, 

d) Kapitel 4.2 mit Ausnahme der Unterabschnitte 4.2.1.8, 4.2.2.5 und 4.2.3.4 ADR/RID, 
e) Kapitel 4.3, in Bezug auf Absatz 4.3.3.2.5 ADR/RID im Einvernehmen mit der Physikalisch- 

Technischen Bundesanstalt, 
f) Kapitel 6.2 mit Ausnahme des Unterabschnitts 6.2.2.11 ADR/RID und der Zuständigkeiten 

nach Nummer 10 sowie der §§ 13 und 13a, 
g) Kapitel 6.7 ADR/RID, 
h) Kapitel 6.8 in Bezug auf die Prüfung, die Erteilung der Kennzeichen und die 

Baumusterzulassung von festverbundenen Tanks (Tankfahrzeugen), Aufsetztanks, 
Tankcontainern und Tankwechselaufbauten (Tankwechselbehältern) und die Festlegung 
von Bedingungen nach Abschnitt 6.8.4 Buchstabe c Sondervorschrift TA 2 ADR/RID sowie 
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die Festlegung der Bedingungen für Schweißnähte der Tankkörper nach Absatz 6.8.5.2.2 
ADR, 

i) Kapitel 6.9 ADR/RID, 
j) Kapitel 6.10 ADR/RID, 
k) Kapitel 6.11 ADR/RID und 
l) Kapitel 6.12 in Verbindung mit Absatz 7.5.5.2.3 und Kapitel 9.8 ADR, 
soweit die jeweilige Aufgabe keiner anderen Stelle zugewiesen ist; 

2. die Prüfung und Zulassung radioaktiver Stoffe in besonderer Form nach Absatz 5.1.5.2.1 in 
Verbindung mit Unterabschnitt 6.4.22.5 Satz 1, das Zeugnis nach Unterabschnitt 6.4.22.8 
Buchstabe a, die Zulassung der Bauart von Verpackungen für nicht spaltbares oder spaltbares 
freigestelltes Uranhexafluorid nach Absatz 5.1.5.2.1 in Verbindung mit Unterabschnitt 
6.4.22.1, das Zeugnis nach Unterabschnitt 6.4.22.8 Buchstabe a, die Prüfung und Zulassung 
der Bauart gering dispergierbarer radioaktiver Stoffe nach Absatz 5.1.5.2.1 in Verbindung mit 
Unterabschnitt 6.4.22.5 Satz 2 und für das Zeugnis nach Unterabschnitt 6.4.22.8 Buchstabe a 
ADR/RID im Einvernehmen mit dem Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung; 

3. die Prüfung, die Anerkennung von Prüfstellen, die Erteilung der Kennzeichen und die 
Bauartzulassung von Verpackungen, IBC, Großverpackungen, Bergungsverpackungen und 
Bergungsgroßverpackungen nach den Kapiteln 6.1, 6.3, 6.5 und 6.6 ADR/RID sowie für die 
Zulassung der Reparatur flexibler IBC nach Abschnitt 1.2.1 ADR/RID/ADN; 

4. die Anerkennung und Überwachung von Qualitätssicherungsprogrammen für die Fertigung, 
Wiederaufarbeitung, Rekonditionierung, Reparatur und Prüfung von Verpackungen, IBC und 
Großverpackungen sowie die Anerkennung von Überwachungsstellen für die Prüfung der 
Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit der Qualitätssicherungsprogramme nach den Kapiteln 
6.1, 6.3, 6.5 und 6.6 sowie die Anerkennung von Inspektionsstellen für die erstmaligen und 
wiederkehrenden Inspektionen und Prüfungen von IBC nach Unterabschnitt 6.5.4.4 ADR/RID; 

5. die Bescheinigung über die Zulassung einer Änderung nach Absatz 6.8.2.3.4 ADR sowie für 
Tankcontainer und Tankwechselaufbauten (Tankwechselbehälter) nach Absatz 6.8.2.3.4 RID; 

6. die Genehmigung der Beförderungsbedingungen für mit Temperaturkontrolle stabilisierte 
Gase nach Unterabschnitt 3.1.2.6 Satz 2 Buchstabe c ADR/RID/ADN; 

7. die Anerkennung und Überwachung von Managementsystemen für die Auslegung, 
Herstellung, Prüfung, Dokumentation, den Gebrauch, die Wartung und Inspektion von nicht 
zulassungspflichtigen Versandstücken für radioaktive Stoffe nach Kapitel 6.4 ADR/RID in 
Verbindung mit Abschnitt 1.7.3 ADR/ RID/ADN; 

8. die Bauartprüfung zulassungspflichtiger Versandstücke für radioaktive Stoffe nach Kapitel 6.4 
ADR/RID; 
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9. die Überwachung von Managementsystemen für die Auslegung, Herstellung, Prüfung, 
Dokumentation, den Gebrauch, die Wartung und Inspektion von zulassungspflichtigen 
Versandstücken für radioaktive Stoffe nach Kapitel 6.4 ADR/RID in Verbindung mit Abschnitt 
1.7.3 ADR/RID/ADN; 

10. die Anerkennung einer Norm oder eines Regelwerks nach Absatz 6.2.1.1.9 und die 
Anerkennung von technischen Regelwerken nach Absatz 6.2.1.3.6.5.4, Abschnitt 6.2.5, Absatz 
6.7.2.2.1 Satz 1, Absatz 6.7.3.2.1 Satz 1, Absatz 6.7.4.2.1 Satz 1, Absatz 6.7.4.7.4, den Absätzen 
6.7.5.2.9, 6.8.2.1.4 sowie den Unterabschnitten 6.8.2.7 und 6.8.3.7 Satz 1 ADR/RID im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur; 

11. die Zulassung der Trennungsmethoden nach Unterabschnitt 7.5.2.2 Fußnote a ADR/RID, 
soweit es sich nicht um den militärischen Bereich handelt; 

12. die Festlegung von Normen und Bedingungen nach Unterabschnitt 7.3.3.1 VC 3 ADR und 

13. die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen für die Beförderung in Tankschiffen nach 
Abschnitt 1.5.2 ADN. 

Satz 1 Nummer 1 Buchstabe h und Nummer 5 gelten nicht, sofern diese Aufgaben in den 
Geltungsbereich der Ortsbewegliche-Druckgeräte-Verordnung fallen. 

(2) Die unter Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c, d und f bis l, Nummer 2 bis 7, 11 und 13 
genannten Zulassungen, Zustimmungen, Anerkennungen und Genehmigungen können 
widerruflich erteilt, befristet und mit Auflagen versehen werden, soweit dies erforderlich 
ist, um die Einhaltung der gefahrgutbeförderungsrechtlichen Vorschriften sicherzustellen. 

§ 9 Zuständigkeiten der von der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung anerkannten 
Prüfstellen 

Die von der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung nach § 12 Absatz 1 Nummer 8 der 
GGVSee anerkannten Prüfstellen sind zuständig für die Baumusterprüfung sowie die erstmalige, 
wiederkehrende und außerordentliche Prüfung von ortsbeweglichen Tanks und Gascontainern mit 
mehreren Elementen (MEGC) nach Kapitel 6.7 ADR/RID. Satz 1 gilt nicht, sofern diese Prüfungen in 
den Geltungsbereich der Ortsbewegliche- Druckgeräte-Verordnung fallen. 

§ 12 Ergänzende Zuständigkeiten der Benannten Stellen für Tanks 

(1) Die Benannten Stellen nach § 16 der Ortsbewegliche-Druckgeräte-Verordnung, die für die 
Durchführung der nachfolgenden Aufgaben nach der Norm DIN EN ISO/IEC 17020:2012 
akkreditiert sein müssen, sind zuständig für 
1. die Baumusterprüfung von 

a) ortsbeweglichen Tanks und UN-MEGC nach den Absätzen 6.7.2.18.1, 6.7.3.14.1, 
6.7.4.13.1 und 6.7.5.11.1 in Verbindung mit Kapitel 4.2 und den Absätzen 
6.7.2.19.9, 6.7.3.15.9, 6.7.4.14.10 und 6.7.5.12.7 ADR/RID, 
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b) festverbundenen Tanks, Aufsetztanks, Batterie-Fahrzeugen, Kesselwagen, 
abnehmbaren Tanks, Batteriewagen, Tankcontainern, Tankwechselaufbauten 
(Tankwechselbehältern) und MEGC nach Absatz 6.8.2.3.1 in Verbindung mit Kapitel 
4.3 und Kapitel 6.10 in Verbindung mit Kapitel 4.5 ADR/RID und 

c) Tanks und Tankcontainer aus faserverstärkten Kunststoffen nach Unterabschnitt 
6.9.4.1 in Verbindung mit Kapitel 4.4 ADR/RID im Einvernehmen mit der 
Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung; 

2. die erstmalige und wiederkehrende Prüfung, Zwischenprüfung und außerordentliche 
Prüfungen der Tankkörper und der Ausrüstungsteile von 
a) ortsbeweglichen Tanks und UN-MEGC nach Kapitel 6.7 ADR/RID, 
b) festverbundenen Tanks, Aufsetztanks, Batterie-Fahrzeugen, Kesselwagen, 

abnehmbaren Tanks, Batteriewagen, Tankcontainern, Tankwechselaufbauten 
(Tankwechselbehältern) und MEGC nach Kapitel 6.8 sowie Kapitel 6.8 in 
Verbindung mit Kapitel 6.10 ADR/RID und 

c) faserverstärkten Kunststofftanks (FVK-Tanks) nach Kapitel 6.9 ADR/RID; 
3. Aufgaben nach den Absätzen 4.3.3.2.5, 6.7.2.6.3, 6.7.2.10.1, 6.7.2.19.10, 6.7.3.15.10, 

6.8.2.2.10, 
6.8.3.4.4, 6.8.3.4.7 und 6.8.3.4.8, Abschnitt 6.8.4 Buchstabe b und d Sondervorschrift 
TT 2 und TT 7 – jeweils im Einvernehmen mit der Bundesanstalt für Materialforschung 
und -prüfung – sowie nach Absatz 6.8.5.2.2 und die Überprüfung und Bestätigung der 
Befähigung des Herstellers oder der Wartungs- oder Reparaturwerkstatt für die 
Ausführung von Schweißarbeiten und den Betrieb eines Qualitätssicherungssystems für 
Schweißarbeiten sowie die Anordnung zusätzlicher Prüfungen nach Absatz 
6.8.2.1.23 ADR/RID; 

4. die Prüfung der elektrischen Ausrüstung für die Bedienungsausrüstung der Tanks nach 
den Abschnitten 9.2.2 und 9.7.8 ADR vor Inbetriebnahme der Tanks nach Absatz 
6.8.2.4.1 ADR und bei der Prüfung der Tanks nach den Absätzen 6.8.2.4.2 und 6.8.2.4.4 
ADR sowie für nicht vorgeschriebene informelle Änderungen oder Ergänzungen in 
Nummer 11 von ADR-Zulassungsbescheinigungen nach Unterabschnitt 9.1.3.1 ADR; 

5. die Baumusterprüfung und die getrennte Baumusterzulassung von 
Bedienungsausrüstungen für Tanks nach Absatz 6.8.2.3.1 Satz 9, für die in der Tabelle in 
Absatz 6.8.2.6.1 eine Norm aufgeführt ist; für die getrennte Baumusterzulassung sind 
die Verfahren anzuwenden, die in Abschnitt 1.8.7 vorgeschrieben sind; dabei darf ein 
betriebseigener Prüfdienst nach Unterabschnitt 1.8.7.6 in Verbindung mit Absatz 
1.8.7.7.5 nur für die Überwachung der Herstellung der Bedienungsausrüstungen nach 
Unterabschnitt 1.8.7.3 und deren erstmalige Prüfung nach Unterabschnitt 1.8.7.4 
genehmigt werden, nicht jedoch für die Baumusterzulassung nach Unterabschnitt 
1.8.7.2 und die wiederkehrende Prüfung nach Unterabschnitt 1.8.7.5; die Bemerkung 
zur Begriffsbestimmung „Antragsteller“ nach Abschnitt 1.2.1 ADR/RID ist für diese  

6. a) die Prüfung zur Zulassung einer Änderung nach den Absätzen 1.8.7.2.5 und 
6.8.2.3.4 ADR/RID und 
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b) die Bescheinigung über die Zulassung einer Änderung nach Absatz 1.8.7.2.5 
ADR/RID. 

Satz 1 Nummer 1 und 2, jeweils Buchstabe b, und Nummer 5 und 6 gilt nicht, sofern diese 
Aufgaben in den Geltungsbereich der Ortsbewegliche-Druckgeräte-Verordnung fallen. Für 
alle vorgenannten Aufgaben nach Kapitel 6.7 ADR/RID sind auch die Benannten Stellen nach 
§ 16 der Ortsbewegliche-Druckgeräte-Verordnung zuständig, die nicht nach der DIN EN 
ISO/IEC 17020:2012 akkreditiert, aber von der Bundesanstalt für Materialforschung und -
prüfung nach § 6 Absatz 5 der Gefahrgutverordnung See als Prüfstelle anerkannt sind. 

(2) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur richtet einen 
Erfahrungsaustausch zwischen den zuständigen Stellen nach Absatz 1 und § 9 und der 
nationalen Akkreditierungsstelle sowie den Baumusterzulassungsbehörden nach § 8 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe g bis l und § 15 Absatz 1 Nummer 10 ein, an dem die 
vorgenannten Behörden und Stellen teilnehmen müssen. 

 

Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter mit Seeschiffen 
(Gefahrgutverordnung See - GGVSee) 

"Gefahrgutverordnung See in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Oktober 2019 (BGBl. I S. 
1475), die zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2510) geändert 
worden ist" 

§ 12 Zuständigkeiten der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 

(1) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung ist zuständige Behörde für 
1. Aufgaben nach 

a) Teil 2 mit Ausnahme des Absatzes 2.6.3.6.1, des Abschnitts 2.9.2 und des 
Unterabschnitts 2.10.2.6 des IMDG-Codes und der dem Bundesamt für 
Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr nach § 11 und 
dem Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung nach § 13 
zugewiesenen Zuständigkeiten, 

b) Kapitel 3.3 des IMDG-Codes mit Ausnahme der den nach Landesrecht zuständigen 
Behörden nach § 9 und der dem Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik 
und Nutzung der Bundeswehr nach § 11 zugewiesenen Zuständigkeiten, 

c) Kapitel 4.1 des IMDG-Codes mit Ausnahme der dem Bundesamt für Ausrüstung, 
Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr nach § 11 zugewiesenen 
Zuständigkeiten, 

d) Kapitel 4.2 mit Ausnahme der Unterabschnitte 4.2.1.8, 4.2.2.5 und 4.2.3.4 des 
IMDG-Codes, 



 
 

  
Seite 28 von 39 

e) Kapitel 4.3 des IMDG-Codes, 
f) Kapitel 6.2 des IMDG-Codes, 
g) Kapitel 6.7 des IMDG-Codes, 
h) Kapitel 6.8 des IMDG-Codes und 
i) Kapitel 6.9 des IMDG-Codes, 
soweit die jeweilige Aufgabe nicht einer Stelle nach § 10 Absatz 2 zugewiesen ist; 

2. die Prüfung und Zulassung radioaktiver Stoffe in besonderer Form nach Absatz 5.1.5.2.1 
in Verbindung mit Unterabschnitt 6.4.22.5 Satz 1, die Prüfung und Zulassung der Bauart 
gering dispergierbarer radioaktiver Stoffe nach Absatz 5.1.5.2.1 in Verbindung mit 
Unterabschnitt 6.4.22.5 Satz 2 und für die Zulassung der Bauart von Verpackungen für 
nicht spaltbares oder spaltbares freigestelltes Uranhexafluorid nach Absatz 5.1.5.2.1 in 
Verbindung mit Unterabschnitt 6.4.22.1 des IMDG-Codes im Einvernehmen mit dem 
Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung; 

3. die Prüfung, die Anerkennung von Prüfstellen, die Erteilung der Kennzeichen und die 
Bauartzulassung von Verpackungen, IBC, Großverpackungen, Bergungsverpackungen 
und Bergungsgroßverpackungen nach den Kapiteln 6.1, 6.3, 6.5 und 6.6 des IMDG-
Codes sowie für die Zulassung der Reparatur flexibler IBC nach Abschnitt 1.2.1 des 
IMDG-Codes; 

4. die Anerkennung und Überwachung von Qualitätssicherungsprogrammen für die 
Fertigung, Wiederaufarbeitung, Rekonditionierung, Reparatur und Prüfung von 
Verpackungen, IBC und Großverpackungen sowie die Anerkennung von 
Überwachungsstellen für die Prüfung der Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit der 
Qualitätssicherungsprogramme nach den Kapiteln 6.1, 6.3, 6.5 und 6.6 sowie die 
Anerkennung von Inspektionsstellen für die erstmaligen und wiederkehrenden 
Inspektionen und Prüfungen von IBC nach Unterabschnitt 6.5.4.4 des IMDG-Codes; 

5. die Anerkennung und Überwachung von Managementsystemen für die Auslegung, 
Herstellung, Prüfung, Dokumentation, den Gebrauch, die Wartung und Inspektion von 
nicht zulassungspflichtigen Versandstücken für radioaktive Stoffe nach Kapitel 6.4 in 
Verbindung mit Abschnitt 1.5.3 des IMDG-Codes; 

6. die Bauartprüfung zulassungspflichtiger Versandstücke für radioaktive Stoffe nach 
Kapitel 6.4 des IMDG- Codes; 

7. die Überwachung von Managementsystemen für die Auslegung, Herstellung, Prüfung, 
Dokumentation, den Gebrauch, die Wartung und Inspektion von zulassungspflichtigen 
Versandstücken für radioaktive Stoffe nach Kapitel 6.4 in Verbindung mit Abschnitt 
1.5.3 des IMDG-Codes; 

8. die Anerkennung und Überwachung von Prüfstellen für 
a) Baumusterprüfungen sowie erstmalige und wiederkehrende Prüfungen von 

ortsbeweglichen Druckgefäßen nach den Absätzen 6.2.1.4.1 und 6.2.2.5.4.9 und 
den Unterabschnitten 6.2.1.5 und 6.2.1.6 sowie die Überprüfung des 
Qualitätssicherungssystems des Herstellers nach Absatz 6.2.2.5.3.2 des IMDG-
Codes, 
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b) Baumusterprüfungen, erstmalige, wiederkehrende und außerordentliche 
Prüfungen und für Zwischenprüfungen von ortsbeweglichen Tanks und 
Gascontainern mit mehreren Elementen (MEGC) nach den Unterabschnitten 
6.7.2.19, 6.7.3.15, 6.7.4.14 und 6.7.5.12 des IMDG-Codes und 

c) Baumusterprüfungen sowie erstmalige, wiederkehrende und außerordentliche 
Prüfungen von Tanks der Straßentankfahrzeuge nach den Absätzen 6.8.2.2.1 und 
6.8.2.2.2 und die Prüfungen im Zusammenhang mit der Ausstellung der 
Bescheinigung nach den Absätzen 6.8.3.1.3.2, 6.8.3.2.3.2, 6.8.3.3.3.2 und 
6.8.3.4.3.2 des IMDG-Codes und 

9. die Anerkennung einer Norm oder eines Regelwerks nach Absatz 6.2.1.1.9 und die 
Anerkennung von technischen Regelwerken nach Absatz 6.2.1.3.6.5.4, Unterabschnitt 
6.2.3.1, Absatz 6.7.2.2.1 Satz 1, Absatz 6.7.3.2.1 Satz 1, Absatz 6.7.4.2.1 Satz 1 sowie 
den Absätzen 6.7.4.7.4 und 6.7.5.2.9 des IMDG-Codes im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur. 

(2) Die unter Absatz 1 Nummer 2 bis 5 und 8 genannten Zulassungen, Zustimmungen und 
Anerkennungen können widerruflich erteilt, befristet und mit Auflagen versehen werden, 
soweit dies erforderlich ist, um das Einhalten der gefahrgutbeförderungsrechtlichen 
Vorschriften sicherzustellen. 

(3) Die nach Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b und c anerkannten Prüfstellen müssen an dem 
Erfahrungsaustausch nach § 12 Absatz 2 der Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und 
Binnenschifffahrt teilnehmen. 

Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung (LuftVZO) 

"Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung vom 19. Juni 1964 (BGBl. I S. 370), die zuletzt durch Artikel 4 der 
Verordnung vom 7. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5190) geändert worden ist" 

§ 78 Erlaubnis, Rücknahme und Widerruf 

(1) […] 

(2) […] 

(3) Verpackungen zum Transport gefährlicher Güter mit Ausnahme der Klasse 7 (radioaktive 
Stoffe) bedürfen der Zulassung durch die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 
(BAM). Verpackungen zum Transport gefährlicher Güter der Klasse 7 bedürfen der Zulassung 
und der Beförderungsgenehmigung durch das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen 
Entsorgung, soweit diese nach Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 Anhang III oder JAR-OPS 3 
deutsch festgelegt sind, ansonsten der Bauartprüfung durch den Hersteller auf der Basis eines 
von der BAM genehmigten Qualitätssicherungsprogrammes. 
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(4) […] 

Ortsbewegliche-Druckgeräte-Verordnung Verordnung*) (ODV) 

"Ortsbewegliche-Druckgeräte-Verordnung vom 29. November 2011 (BGBl. I S. 2349), die durch 
Artikel 491 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist" 

Abschnitt 5 
Marktüberwachung 

§ 20 Zuständigkeiten und Zusammenarbeit 

(1) Für die Marktüberwachung im Sinne dieser Verordnung sind zuständig: 
1. die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung für Tanks von Tankcontainern 

und für Gascontainer mit mehreren Elementen (MEGC), die Tanks als Elemente 
enthalten, soweit diese den Vorschriften des Kapitels 6.8 ADR/RID unterliegen, 

2. das Eisenbahn-Bundesamt für Gefäße und Tanks von Batteriewagen, für Tanks von 
Eisenbahnkesselwagen und für abnehmbare Tanks gemäß Kapitel 6.8 RID, 

3. die nach Landesrecht zuständigen Behörden für übrige ortsbewegliche Druckgeräte. 

(2) Die Länder teilen dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur die 
zuständigen Stellen mit. Dieses unterrichtet die Europäische Kommission. 

(3) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur richtet einen 
Erfahrungsaustausch für die Marktüberwachung ortsbeweglicher Druckgeräte ein. 

§ 21 Aufgaben und Befugnisse der Marktüberwachungsbehörden 

(1) Die Marktüberwachungsbehörden haben eine wirksame Marktüberwachung auf der 
Grundlage eines Überwachungskonzepts zu gewährleisten. Das Überwachungskonzept soll 
insbesondere umfassen: 
1. die Erhebung, Speicherung und Nutzung von Informationen zur Ermittlung von 

Mängelschwerpunkten und Warenströmen ortsbeweglicher Druckgeräte, 
2. die Aufstellung und Durchführung von Marktüberwachungsprogrammen, auf deren 

Grundlage die ortsbeweglichen Druckgeräte überprüft werden; diese Programme sind 
regelmäßig zu aktualisieren. 

Die Marktüberwachungsbehörden überprüfen und bewerten regelmäßig, mindestens alle vier 
Jahre, die Wirksamkeit des Überwachungskonzepts. Das Marktüberwachungskonzept soll in 
dem nach § 20 Absatz 3 eingerichteten Erfahrungsaustausch entwickelt und fortgeschrieben 
werden. 
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(2) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung stellt die 
Marktüberwachungsprogramme nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 der Öffentlichkeit auf 
elektronischem Weg und falls erforderlich in anderer Form zur Verfügung. 

(3) Die Marktüberwachungsbehörden leisten den Marktüberwachungsbehörden anderer 
Mitgliedstaaten in angemessenem Umfang Amtshilfe, indem sie die hierfür erforderlichen 
Informationen oder Unterlagen bereitstellen, geeignete Untersuchungen oder andere 
angemessene Maßnahmen durchführen und sich an Untersuchungen beteiligen, die in 
anderen Mitgliedstaaten eingeleitet wurden. 

Abschnitt 6 
Informations- und Meldepflichten 

§ 24 Meldeverfahren 

(1) Die Marktüberwachungsbehörde unterrichtet die Bundesanstalt für Materialforschung und -
prüfung über 
1. Untersagungen, ortsbewegliche Druckgeräte auf dem Markt bereitzustellen, 
2. Beschränkungen, ortsbewegliche Druckgeräte auf dem Markt bereitzustellen, und 
3. Rücknahme oder Rückruf von ortsbeweglichen Druckgeräten. 

Sie unterrichtet die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung einschließlich der 
Begründung für die Erforderlichkeit der Maßnahme. Dabei gibt sie auch an, ob der Anlass für 
die Maßnahme nicht im Inland liegt oder die Auswirkungen dieser Maßnahme über das 
Inland hinausreichen. Sind ortsbewegliche Druckgeräte mit der Pi-Kennzeichnung versehen 
und folgt dieser Kennzeichnung die Kennnummer einer Benannten Stelle, so unterrichtet die 
Marktüberwachungsbehörde diese sowie die Benennende Behörde des Staates, der diese 
Stelle notifiziert hat, über die von ihr getroffene Maßnahme. 

(2) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung überprüft die eingegangenen 
Meldungen nach Absatz 1 Satz 1 auf Vollständigkeit und Schlüssigkeit und leitet die 
Meldungen an die Europäische Kommission und die zuständigen Behörden der übrigen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union weiter, wenn die Marktüberwachungsbehörde 
angegeben hat, dass der Anlass für die Maßnahme nicht im Inland liegt oder die 
Auswirkungen dieser Maßnahme über das Inland hinausreichen. 

(3) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung unterrichtet die 
Marktüberwachungsbehörden sowie die Bundesministerien für Verkehr und digitale 
Infrastruktur sowie der Verteidigung über Meldungen der Kommission oder eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union. 

§ 25 Schnellinformationssystem 

(1) Trifft die Marktüberwachungsbehörde eine Maßnahme nach § 22 Absatz 3 oder beabsichtigt 
sie dies, so unterrichtet sie die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 
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unverzüglich hierüber. Dabei gibt sie auch an, ob der Anlass für die Maßnahme oder die 
Auswirkungen dieser Maßnahme über das Inland hinausreichen. Außerdem informiert sie die 
Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung unverzüglich über Änderungen einer 
solchen Maßnahme oder ihre Rücknahme. 

(2) Geht von auf dem Markt bereitgestellten ortsbeweglichen Druckgeräten ein ernstes Risiko 
aus, unterrichtet die Marktüberwachungsbehörde die Bundesanstalt für Materialforschung 
und -prüfung über alle ihr bekannten Maßnahmen, die ein Wirtschaftsakteur getroffen hat. 

(3) Bei der Unterrichtung nach den Absätzen 1 und 2 werden alle hierfür erforderlichen 
verfügbaren Daten für die Identifizierung der ortsbeweglichen Druckgeräte, ihre Herkunft und 
Lieferkette, die mit ihnen verbundenen Gefahren, die Art und die Dauer der getroffenen 
Maßnahme sowie die von Wirtschaftsakteuren freiwillig getroffenen Maßnahmen 
übermittelt. 

(4) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung überprüft die eingegangenen 
Meldungen auf Vollständigkeit und Schlüssigkeit und leitet sie an die Europäische Kommission 
und die übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union weiter, wenn die 
Marktüberwachungsbehörde angegeben hat, dass der Anlass für die Maßnahme nicht im 
Inland liegt oder die Auswirkungen dieser Maßnahme über das Inland hinausreichen. Für 
diese Zwecke wird das von der Europäischen Kommission bereitgestellte und in Artikel 22 
Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 bezeichnete System für Marktüberwachung und 
Informationsaustausch verwendet. Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 
unterrichtet die Marktüberwachungsbehörden sowie die zuständigen Bundesministerien über 
Meldungen, die ihr über das System nach Satz 2 zugehen. 

§ 26 Veröffentlichung von Informationen 

(1) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung informiert die Öffentlichkeit über 
unanfechtbare oder sofort vollziehbare Anordnungen nach § 22 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3, 5, 
6, 7 und 8. Personenbezogene Daten dürfen nur veröffentlicht werden, wenn sie zur 
Identifizierung der ortsbeweglichen Druckgeräte erforderlich sind. 

(2) Die Marktüberwachungsbehörden und die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 
informieren die Öffentlichkeit, vorzugsweise auf elektronischem Weg, über sonstige ihnen zur 
Verfügung stehende Erkenntnisse zu ortsbeweglichen Druckgeräten, die mit Risiken für die 
Sicherheit und Gesundheit von Personen verbunden sind. Dies betrifft insbesondere 
Informationen zur Identifizierung der Produkte, die Art der Risiken und die getroffenen 
Maßnahmen. 

(3) […] 
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Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung 
(Strahlenschutzgesetz - StrlSchG) 

"Strahlenschutzgesetz vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt durch die Bekanntmachung 
vom 3. Januar 2022 (BGBl. I S. 15) geändert worden ist" 

Abschnitt 6 
Bauartzulassung 

§ 46 Verfahren der Bauartzulassung 

(1) Dem Antrag auf Zulassung einer Bauart sind die zur Prüfung erforderlichen Unterlagen, 
insbesondere die in Anlage 2 Teil G genannten Unterlagen, beizufügen. 

(2) Der Antragsteller hat der für die Zulassung der Bauart zuständigen Behörde auf Verlangen die 
zur Prüfung erforderlichen Baumuster zu überlassen. Bei einer Bauart einer Vorrichtung, 
die radioaktive Stoffe enthält, hat die zuständige Behörde vor ihrer Entscheidung die 
Bundesanstalt für Materialforschung und ‑prüfung zu Fragen der Dichtheit, der 
Werkstoffauswahl und der Konstruktion der Geräte oder Vorrichtungen sowie der 
Qualitätssicherung zu beteiligen. 

[…] 

Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen  
(Gefahrstoffverordnung - GefStoffV) 

Anhang I (zu § 8 Absatz 8, § 11 Absatz 3, § 15b Absatz 3, § 15c Absatz 2 
und 3, § 15d Absatz 1, 3, 4, 6 und 7, § 15f Absatz 2, § 15g Absatz 2) Besondere Vorschriften für 
bestimmte Gefahrstoffe und Tätigkeiten 

Abschnitt 7 
Ordnungswidrigkeiten, Straftaten und Übergangsvorschriften 

Nummer 5 - Ammoniumnitrat 

5.3 Allgemeine Bestimmungen 

(7) Inerte Stoffe im Sinne von Nummer 5 sind Stoffe, die die thermische Sensibilität und die 
Sensibilität gegen eine einwirkende Detonation nicht erhöhen. Im Zweifelsfall ist dies durch 
ein Gutachten der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung nachzuweisen. 

(8) Ammoniumnitrat und ammoniumnitrathaltige Gemische, die den in Absatz 7 Tabelle 1 
festgelegten Rahmenzusammensetzungen und Grenzen innerhalb der Gruppen A, B, C, D oder 
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E nicht zuzuordnen sind oder den Voraussetzungen der Absätze 2 und 5 nicht entsprechen, 
dürfen nur nach Vorliegen eines Gutachtens der Bundesanstalt für Materialforschung und -
prüfung über ihre Gefährlichkeit und nach Maßgabe der darin festgelegten Anforderungen 
gelagert, abgefüllt oder innerbetrieblich befördert werden. 

(9) Ammoniumnitrathaltige Gemische der Gruppe B können nach den für die Gruppe C geltenden 
Vorschriften gelagert, abgefüllt oder innerbetrieblich befördert werden, wenn diese 
Zubereitungen nach einem Gutachten der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 
frei von den Gefahren einer selbstunterhaltenden fortschreitenden thermischen Zersetzung 
sind. 

(10) Bei Zuordnung von Ammoniumnitrat und ammoniumnitrathaltigen Gemischen nach den 
Absätzen 3, 8 oder 9 ist die Kennzeichnung der Gruppe entsprechend dem Gutachten der 
Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung vorzunehmen. 

5.1.1 Erleichternde Bestimmungen für bestimmte Stoffe und Gemische 

Stoffe und Gemische der Untergruppen A I und A II sowie Gemische mit inerten Stoffen der 
Untergruppe A IV und der Gruppe E können 
1. abweichend von Nummer 5.4.2.2 Absatz 3 in Teilmengen (Stapel) von höchstens 100 Tonnen 

unterteilt werden und 
2. abweichend von Nummer 5.4.2.2 Absatz 5 und 6 mit einem Schutzabstand, der der Hälfte des 

dort geforderten Werts entspricht, gelagert werden. 
Voraussetzung hierfür ist der Nachweis durch ein Gutachten der Bundesanstalt für 
Materialforschung und - prüfung, dass die Stoffe und Zubereitungen der Untergruppen A I, A II und 
A IV die Beschaffenheitsanforderungen des Anhangs III der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. 
Oktober 2003 über Düngemittel (ABl. L 304 vom 21.11.2003, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung 
(EG) Nr. 1020/2009 (ABl. L 282 vom 29.10.2009, S. 7) geändert worden ist, erfüllen und Stoffe und 
Zubereitungen der Gruppe E nicht detonationsfähig sind. 

5.6 Ausnahmen 

Ausnahmen nach § 19 Absatz 1 durch die zuständige Behörde von den in den in Nummer 5.4.2 
genannten Maßnahmen für Stoffe und Gemische der Gruppen und Untergruppen A, D IV und E 
ergehen im Benehmen mit der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung. 

Anhang III (zu § 11 Absatz 4) 
Spezielle Anforderungen an Tätigkeiten mit organischen Peroxiden 

Nummer 2 
Tätigkeiten mit organischen Peroxiden  

2.3 Zuordnung organischer Peroxide zu Gefahrgruppen 
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(1) Der Arbeitgeber darf eine Tätigkeit mit einem organischen Peroxid nur ausüben lassen, wenn 
die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung für dieses organische Peroxid eine 
Gefahrgruppe nach Absatz 2 bekannt gegeben hat. Hat die Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung für explosionsgefährliche organische Peroxide die 
Lagergruppenzuordnung I, II oder III nach der Zweiten Verordnung zum Sprengstoffgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2002 (BGBl. I S. 3543), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBl. I S. 1643) geändert worden 
ist, bekannt gegeben, gilt für diese organischen Peroxide entsprechend die Gefahrgruppe OP 
I, OP II oder OP III als bekannt gegeben. Satz 1 findet keine Anwendung auf organische 
Peroxide in Form von Gemischen, die organische Peroxide mit einem Massengehalt unter 10 
Prozent und Wasserstoffperoxid mit einem Massengehalt unter 5 Prozent enthalten. 

(2) […] 
a) Gefahrgruppe OP I: organische Peroxide dieser Gruppe brennen sehr heftig unter 

starker Wärmeentwicklung ab; der Brand breitet sich rasch aus; Packungen organischer 
Peroxide können auch vereinzelt mit geringer Druckwirkung explodieren; dabei kann 
sich der gesamte Inhalt einer Packung umsetzen; einzelne brennende Packungen 
können fortgeschleudert werden; die Gefährdung der Umgebung durch Wurfstücke ist 
gering; Gebäude in der Umgebung sind im Allgemeinen durch Druckwirkung nicht 
gefährdet; diese Gefahrgruppe wird in die Untergruppen Ia und Ib unterteilt; die 
Gefahrgruppe OP Ia umfasst die organischen Peroxide mit einem korrigierten 
Stoffdurchsatz Ak größer oder gleich 300 Kilogramm/Minute; die Gefahrgruppe OP Ib 
umfasst die organischen Peroxide mit einem korrigierten Stoffdurchsatz Ak größer oder 
gleich 140 Kilogramm/Minute, jedoch kleiner 300 Kilogramm/Minute, 

b) Gefahrgruppe OP II: organische Peroxide dieser Gruppe brennen heftig unter starker 
Wärmeentwicklung ab; der Brand breitet sich rasch aus; die Packungen organischer 
Peroxide können auch vereinzelt mit geringer Druckwirkung explodieren; dabei setzt 
sich jedoch nicht der gesamte Inhalt einer Packung um; die Umgebung ist hauptsächlich 
durch Flammen und Wärmestrahlung gefährdet; Bauten in der Umgebung sind durch 
Druckwirkung nicht gefährdet; die Gefahrgruppe OP II umfasst die organischen 
Peroxide mit einem korrigierten Stoffdurchsatz Ak größer oder gleich 60 
Kilogramm/Minute, jedoch kleiner 140 Kilogramm/ Minute, 

c) Gefahrgruppe OP III: organische Peroxide dieser Gruppe brennen ab, wobei die 
Auswirkungen des Brandes denen brennbarer Stoffe vergleichbar sind; die 
Gefahrgruppe OP III umfasst die organischen Peroxide mit einem korrigierten 
Stoffdurchsatz Ak kleiner 60 Kilogramm/Minute, 

d) Gefahrgruppe OP IV: organische Peroxide dieser Gruppe sind schwer entzündbar und 
brennen so langsam ab, dass die Umgebung durch Flammen und Wärmestrahlung 
praktisch nicht gefährdet ist; die Angabe eines korrigierten Stoffdurchsatzes Ak ist für 
diese Gefahrgruppe nicht möglich. 

(3) Liegt für ein organisches Peroxid keine Gefahrgruppenzuordnung vor, hat der Arbeitgeber 
eine solche bei der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung schriftlich oder 
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elektronisch zu beantragen. Dem Antrag sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen. Die 
Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung gibt die Gefahrgruppenzuordnung 
bekannt. 

(4) Abweichend von Absatz 3 kann der Arbeitgeber auch von einer anderen geeigneten Stelle 
prüfen lassen, welche Gefahrgruppenzuordnung vorzunehmen ist. In diesem Fall hat der 
Arbeitgeber das Prüfergebnis mit den erforderlichen Unterlagen der Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung vorzulegen. Die Bundesanstalt für Materialforschung und -
prüfung gibt die Gefahrgruppenzuordnung bekannt, wenn diese als zutreffend bewertet 
worden ist. 

(5) Bis zur Bekanntgabe der Gefahrgruppenzuordnung durch die Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung müssen organische Peroxide mit einer Peroxidkonzentration 
a) größer oder gleich 57 Prozent wie organische Peroxide der Gefahrgruppe OP Ib, 
b) größer oder gleich 32 Prozent, aber kleiner 57 Prozent wie organische Peroxide der 

Gefahrgruppe OP II, 
c) größer oder gleich 10 Prozent, aber kleiner 32 Prozent wie organische Peroxide der 

Gefahrgruppe OP III behandelt werden. 

2.4 Informationsermittlung und Gefährdungsbeurteilung 

(1) Bei Tätigkeiten mit einem organischen Peroxid hat der Arbeitgeber im Rahmen der 
Gefährdungsbeurteilung nach § 6 fachkundig zu ermitteln, ob die von der Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung bekannt gegebene Gefahrgruppenzuordnung des 
organischen Peroxids für die Tätigkeiten anwendbar ist. Stimmen die Kriterien der Zuordnung 
mit den Bedingungen der Tätigkeiten überein, hat er die aus der Gefahrgruppenzuordnung 
resultierenden Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Stellt der Arbeitgeber fest, dass die bekannt 
gegebene Gefahrgruppenzuordnung für einzelne Tätigkeiten nicht übernommen werden 
kann, legt er fachkundig für die betreffenden Tätigkeiten eine abweichende Gefahrgruppe 
fest. Ist der Arbeitgeber selbst nicht fachkundig, hat er sich fachkundig beraten zu lassen. 

(2) Stellt der Arbeitgeber im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung nach § 6 fest, dass bei der 
Herstellung, Be- oder Verarbeitung organischer Peroxide Gemische auftreten können, die 
detonationsfähig sind oder zur schnellen Deflagration oder heftigen Wärmeexplosion neigen, 
hat der Arbeitgeber ein Gutachten der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 
einzuholen, das insbesondere auf die zu treffenden Schutzmaßnahmen eingeht. Dies gilt 
auch, wenn Tätigkeiten mit organischen Peroxiden in ortsfesten Freianlagen, einschließlich 
der Lagerung in Tanks oder Silos, ausgeübt werden sollen. 



 
 

  
Seite 37 von 39 

Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Stoffen (Chemikaliengesetz - 
ChemG) 

"Chemikaliengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. August 2013 (BGBl. I S. 3498, 
3991), das zuletzt durch Artikel 115 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert 
worden ist" 

Abschnitt IIa 
Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 528/12 

§ 12a Beteiligte Bundesbehörden 

(2) Soweit bei den in § 4 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 genannten Behörden, beim Julius Kühn-
Institut, bei der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung oder beim Robert Koch-
Institut besondere Fachkenntnisse zur Beurteilung der Wirksamkeit sowie der 
unannehmbaren Wirkungen auf Zielorganismen vorliegen, kann die Bundesstelle für 
Chemikalien zur Entscheidung über das Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen nach 
Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i und ii der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 eine 
Stellungnahme bei diesen Behörden einholen. Ferner beteiligt die Bundesstelle für 
Chemikalien die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung bei der Bewertung der 
physikalischen Gefahren gemäß Anhang I Teil 2 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008, der 
sicherheitstechnischen Eigenschaften und der Beständigkeit von Behältern und 
Verpackungsmaterial, sofern die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung bei der 
betreffenden Fragestellung aufgrund weiterer gesetzlicher Zuständigkeiten besondere 
Fachkenntnisse besitzt und die betreffende Fragestellung von der Bundesstelle für 
Chemikalien nicht abschließend beurteilt werden kann. 

Verordnung über Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung - 
DepV) 

"Deponieverordnung vom 27. April 2009 (BGBl. I S. 900), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung 
vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598) geändert worden ist" 

Anhang 1 
Anforderungen an den Standort, die geologische Barriere, Basis- und 
Oberflächenabdichtungssysteme von Deponien der Klasse 0, I, II und III 
(zu § 3 Absatz 1, § 10 Absatz 1, den §§ 23, 28) 

2.1 Allgemeine Anforderungen 
Für die Verbesserung der geologischen Barriere und technische Maßnahmen als Ersatz für die 
geologische Barriere sowie das Abdichtungssystem dürfen Materialien, Komponenten oder Systeme 
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nur eingesetzt werden, wenn sie dem Stand der Technik nach Nummer 2.1.1 entsprechen und 
wenn dies der zuständigen Behörde nachgewiesen worden ist. Zum Nachweis sind der zuständigen 
Behörde prüffähige Unterlagen vorzulegen. 
Als Nachweis nach Satz 1 ist für Geokunststoffe, Polymere und serienmäßig hergestellte 
Dichtungskontrollsysteme die Zulassung dieser Materialien, Komponenten oder Systeme durch die 
Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung nach Nummer 2.4 erforderlich. […] 

2.4 Zulassung von Geokunststoffen, Polymeren und Dichtungskontrollsystemen 

2.4.1 Zuständigkeiten und Aufgaben 

Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung ist zuständig für die Prüfung und Zulassung 
von Geokunststoffen wie Kunststoffdichtungsbahnen, Schutzschichten, Kunststoff-Dränelemente, 
Bewehrungsgitter aus Kunststoff, von Polymeren und von Dichtungskontrollsystemen für die 
Anwendung in Basis- und Oberflächenabdichtungen von Deponien auf der Basis eigener 
Untersuchungen und von Ergebnissen akkreditierter Stellen. Sie hat in diesem Zusammenhang 
folgende Aufgaben: 
1. Definition von Prüfkriterien, 
2. Aufnahme von Nebenbestimmungen in die Zulassung, 
3. Festlegung von Anforderungen an den fachgerechten Einbau und das Qualitätsmanagement. 

2.4.2 Zulassung 
Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung berücksichtigt bei der Zulassung von 
Geokunststoffen, Polymeren und Kontrollsystemen mindestens die Kriterien und 
Einwirkmechanismen nach Nummer 2.1.1 zum Stand der Technik. 

2.4.4 Fachbeirat 
Bei der Bearbeitung der Zulassungsrichtlinien, die die Voraussetzungen und Anforderungen der 
Zulassung der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung beschreiben, wirkt ein Fachbeirat 
beratend mit, in dem Vertreter der Länderfachbehörden, des Umweltbundesamtes und 
Fachleute aus anderen relevanten Bereichen vertreten sind. Die Geschäftsführung des Fachbeirats 
liegt bei der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung. 

2.4.5 Veröffentlichung 
Die Zulassungsrichtlinien sowie die Zulassungsscheine bestandskräftiger Zulassungen werden von 
der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung in geeigneter Form öffentlich zugänglich 
gemacht. 
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Gesetz über die Akkreditierungsstelle (Akkreditierungsstellengesetz 
- AkkStelleG) 

"Akkreditierungsstellengesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2625), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1654) geändert worden ist" 

§ 5 Akkreditierungsbeirat 

(9) Die Geschäfte des Akkreditierungsbeirates führt die Bundesanstalt für Materialforschung 
und -prüfung. 

Gesetz über die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter 
Produkte (Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetz - EVPG) 

"Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetz vom 27. Februar 2008 (BGBl. I S. 258), das zuletzt 
durch Artikel 260 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist" 

§ 10 Beauftragte Stelle 

Beauftragte Stelle ist die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung. 

Gesetz zur Kennzeichnung von energieverbrauchsrelevanten Produkten, 
Kraftfahrzeugen und Reifen mit Angaben über den Verbrauch an Energie 
und an anderen wichtigen Ressourcen 
(Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz - EnVKG) 

"Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz vom 10. Mai 2012 (BGBl. I S. 1070), das zuletzt durch 
Artikel 10a des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 3026) geändert worden ist" 

Abschnitt 2 – neu in Verkehr gebrachte Produkte 

§ 13 Beauftragte Stelle 

Beauftragte Stelle für die Verbrauchskennzeichnung von energieverbrauchsrelevanten Produkten 
im Anwendungsbereich der Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung ist die Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung. 
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